
des
alternativen

Zug

DAS 

BULLETIN

«Ich spüre

eine Auf-

bruchstim-

mung bei

uns!»

Hanspeter

Uster

Nummer 1/2   März 2002



3 Editorial
Unweigerliche Rhythmen – 
Strategiespiele im Wahljahr
2002

4 Zukunftsvision Verkehr
2016: Die Grossregion Zug
löst ihre Verkehrsprobleme

6 Interview Hanspeter Uster
«Ich spüre eine Aufbruch-
stimmung bei uns!»

11  Fristenregelung
Jetzt oder nie

12 Asylbrücke Zug
Asylpolitik – wen kümmerts
noch?

14 Workshop 
«Nachhaltiger Verkehr»

Autofreies Wohnen in Zug

15 Stadtratswahlen 2002
Zehnder kandidiert

16 Vision Kantonsspital-Areal
Freiraum schaffen

18 Arbeitsrechtliche 
Streitigkeiten

Schlichter statt Richter

19 Zuger Beteiligung an «Swiss»
Solidarität mit Maschinen
oder mit Menschen

20 Der Wald nach «Lothar»
«Borkenkäfer gehören zum
Wald»

24 Serviceteil
Buch
Kino
Neue Kantonsrätin
Frontal
Veranstaltungen
Bulletin intern
Impressum

Inhaltsverzeichnis

2     DAS BULLETIN 1/02



Zuger und Zugerinnen müssen sich
wappnen. Nicht alles, was Politikerin-
nen und Politiker tun, ist sachdienlich
und uneigennützig. Wenn Herr 
Kantonsrat just in diesem Frühling 
unerwarteten Einsatz zeigt und Frau
Gemeinderätin sowohl an der GV der
Trachtengruppe wie auch an der 
Jahresversammlung des Aloisiusvereins
erscheint, ist das ein Hinweis: Noch
zwei Jahreszeiten bis zu den Wahlen,
es «wahlherbstet» schon bald, der
«Countdown» läuft.

Erfreulich, dass wiederum im Pro-
porz gewählt wird. Wie sich in letzter
Zeit in politischen Diskussionen ge-
zeigt hat, ist man von der Wichtigkeit
des Einbezugs politischer Randgruppen
mehr denn je überzeugt. 

Noch vor kurzem schien es 
weit hergeholt, über verschiedene 
politische Gruppierungen und 
Parteien im Kanton zu sinnieren: Es
gibt in Zug eine Schicksalsgemein-
schaft ohne Parteigrenzen. Vielleicht
wird in nächster Zeit stärker aufgrund
einer inneren Überzeugung politisiert;
der Überzeugungen sind es allerdings
nach wie vor viele. Das Innehaben 
politischer Mandate und somit das
Ausüben von Macht hat im Kanton
Zug im Wahljahr 02 eine dunkle Seite:
Brutal hat sich die Nähe von Macht
und Ohnmacht gezeigt. Kandidaten
und Kandidatinnen werden es sich gut
überlegen, in welcher Form sie an unse-
rer Demokratie mitgestalten wollen.
Anerkennungsbedürfnis oder ein 
Helfersyndrom alleine reicht als Moti-
vationsschub im Wahlkampf nicht
mehr aus.

Der politische Alltag ist schnell
zurück, als würde er mit altvertrauten
Rhythmen und Mechanismen etwas
von der Sicherheit zurückgeben, die im
letzten Herbst verloren ging. Politisie-
ren wie eh und je hat auch etwas Ver-
trautes an sich.

Also starten wir zum Strategiespiel
für Erwachsene, Wahljahr 02, 
Geschicklichkeit und Ausdauer sind 
gefordert. Zu diesem hypothetischen
Gesellschaftsspiel gehört auch ein 
Stapel Handicap-Kärtchen, will heis-
sen «eine Runde aussetzen», beispiels-
weise bei:

- Hartnäckigem Wiedereinbringen
ethischer Grundsätze

- Nichtoffenlegen von Mandaten
Offenlegen von Mandaten bei der
falschen Organisation

- Einsatz für Zuger Kirchenasyl
- Nichterscheinen an der «Chilbi»

(für Stadtzuger speziell Oberwiler
Chilbi)

In der Spielanleitung steht weiter ge-
schrieben: «Handicaps sind empirisch

zusammengetragen und unterstehen
keiner Wertung.» Davon gibt es total
147, aus Platzgründen können hier
nicht alle aufgezählt werden. Dem An-
forderungsprofil für Spielende sind
zwei Seiten gewidmet, ein Auszug:

- Bereitschaft zu niederschwelliger 
Prostitution

- Elefantenhaut ohne gleichzeitige 
Neigung zum Rüsseln

- Gute(r) GewinnerIn
- Gute(r) VerliererIn
- Bringt maximal drei der 147 Handi-

caps mit

Wahrlich kein Schleck, weder die 
Suche nach Spielern und Spielerinnen
noch das Mitmachen an sich, aber
trotzdem empfehlenswert. Wir Freien
Wähler und Wählerinnen gehören
nicht zu den staatstragenden Parteien,
wir sind Hefe im grossen Teig, tragen
zum Gären bei und reagieren empfind-
lich auf Temperaturstürze und Zugluft
– ein Handicap. Gespannt wartet man
zur Zeit auf Namen für das diesjährige
Strategiespiel. 

Es braucht in unserem Kanton alter-
native Randgruppen, ansonsten wäre
die Politlandschaft um einige Sonnen-
untergänge, beziehungsweise -aufgän-
ge ärmer. (Dies ist ein bildlicher Ver-
gleich, gemeint ist keine rote Erleuch-
tung.) Und überhaupt ist Linkswählen
Sicherheit versprechend: Waren doch
unter den dicken politischen Hunden
der letzten Monate keine linken. ■

Marianne Aepli, Präsidentin der 
Freien Wähler, Menzingen
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Dank guten Rahmenbedingungen

wächst der Siedlungsdruck auf die

Region Zug. Besonders beim Verkehr

sind zukunftsweisende Lösungen

gesucht. Der folgende Beitrag ist eine

Mischung von Fiktion und Realität.

Zahlen und Berechnungen liegen

aktuellen Studien zu Grunde. Auch die

Zuger Stadtbahn (Phase 1) ist

beschlossene Sache. Die

Rahmenhandlung ist erfunden.

Von Oscar Merlo, TeamVerkehr
Cham/Zug*
Bild Arlene Wyttenbach

Bärti Arnold, Mitglied des Regionalrates

der Grossgemeinde Ennetsee, beschleu-

nigt seine Schritte. Soeben hat ihm sein

«i-traffic» gemeldet, die Stadtbahnkom-

position ZUG23 werde pünktlich um

17.52 Uhr den Bahnhof Rotkreuz errei-

chen. Das ist in genau drei Minuten. Ha-

stig zwängt sich der Politiker durch die

Autos, die sich vor eineinhalb Stunden

auf der Buonaserstrasse zu stauen be-

gonnen haben. Vor kurzem wurde die

Grossüberbauung Buonaserfeld mit

herrlichem Blick auf den See und die Ber-

ge fertig gestellt. Seither hat der Indivi-

dualverkehr im Dorf Rotkreuz wieder zu-

genommen – merklich sogar: «Müssen

unbedingt den Takt für den Ortsbus ver-

dichten», geht es ihm durch den Kopf. 

Doch für solche Gedanken hat er jetzt

keine Zeit. Sein «i-traffic», dieser clevere

mobile Verkehrsmanager, piepst. Und

er irrt sich nie: Pünktlich auf den Fahr-

planwechsel lud der nützliche Assistent

selbständig den neuen Fahrplan vom In-

ternet. Schon sieht Arnold die Komposi-

tion in den Bahnhof einschwenken. Seit

die zweite Etappe der Stadtbahn des

noch immer boomenden Kantons Zug

in Betrieb genommen wurde, fahren die

Züge extrem pünktlich. Die letzten 200

Meter an diesem heissen Sommerabend

bewältigt Arnold im Laufschritt.

Geräuscharm fährt die Komposition im

Bahnhof ein, schnell öffnen sich die

Türen. Lange Aufenthaltszeiten kennt

die Stadtbahn nicht. Ein letzter Satz, und

Bärti Arnold befindet sich im Zug.

Schon meldet sich die Stimme aus den

Lautsprechern: «... Baar und Zürich.

Please, clear the doors. This train will

continue to Cham, Zug and Baar and Zu-

rich.» Seit die Schweizer Stimmberech-

tigten Englisch als zweite Landessprache

eingeführt haben, werden Ansagen in

zwei Sprachen durchgegeben. 

«Endlich denkt nicht mehr jede
Gemeinde nur an ihren Vorteil»

Bärti Arnold wischt sich den Schweiss

von der Stirne – wenigstens ist es im Zug

angenehm. Um seinen Fahrschein

muss er sich nicht kümmern. Beim Pas-

sieren der Türe hat «Easy Ride» automa-

tisch seinen elektronischen Stadtbahn-

badge aktiviert, der im «i-traffic» inte-

griert ist. In acht Minuten wird er Cham

erreichen, wo der Grossrat Ennetsee

tagt. Seit sich die vier Gemeinden Cham,

Hünenberg, Risch und Steinhausen zu

einer Einheitsgemeinde zusammenge-

schlossen haben, hat die Regionalpla-

nung einen grossen Schritt vorwärts ge-

macht. «Endlich denkt nicht mehr jede

Gemeinde nur an ihren eigenen Vor-

teil», sinniert Arnold, der vom Skeptiker

zum überzeugten Regionalpolitiker ge-

worden ist.

Seine Gedanken kreisen um die kom-

mende Sitzung, die um 18.15 Uhr be-

ginnt. Der amerikanische Computergi-

gant Apple plant beim Anschluss Rot-

kreuz eine der letzten eingezonten Par-

zellen zu überbauen: mit einem 80 Me-

ter hohen schlanken Glasturm – «ein

überzeugendes Projekt», muss Arnold

auch nach dem wiederholten Studium

der Unterlagen zugeben. Mit Hunder-

ten von hochqualifizierten Arbeitsplät-

zen, welche sich positiv für den Stand-

ortvorteil der Gemeinde Ennetsee aus-

wirken werden. Doch leider sind mit

dem Projekt einige nicht unerhebliche
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löst ihre Verkehrsprobleme

Am Workshop «Nachhaltiger Verkehr in der Stadt Zug» erläuterte Oscar Merlo
seine Vision 2016.



Probleme zu bewältigen. Immerhin, so

stellt Arnold mit Genugtuung fest, hat

die Gemeinde ihre Hausaufgaben be-

züglich der Standortattraktivität gelöst.

Denn Apple wählte aus einer Konkur-

renz von 20 Städten in Europa Ennetsee

als Standort für ihren europäischen

Hauptsitz aus. Nun gilt es die Verkehrs-

probleme zu lösen! Arnold seufzt. Bis

anhin hatten die Verkehrsingenieure

immer überzeugende Lösungen für die-

se schwierige Materie gefunden. «Bin

gespannt, welche Vorschläge sie uns

heute unterbreiten werden», geht ihm

durch den Kopf.

«Qualität des städtischen Einkaufens
neu entdeckt»

Schnell kommt die Stadtbahn bei der

neuen Haltestelle Riedstrasse im Rot-

kreuzer Industriegebiet zum Stehen.

Die Menschen drängen in den Zug. «Da

haben sich die Verkehrsprobleme vor 15

Jahren geradezu einfach präsentiert»,

blickt Arnold zurück, «auch wenn die

Menschen schon im Jahre 2001 den Ein-

druck hatten, im Verkehr zu ersticken.»

Dabei hatten die Verkehrsingenieure

das Szenario ziemlich gut vorausgesagt.

Mit 46 Hektaren waren die beiden at-

traktiven Industrie- und Gewerbezonen

Rotkreuz und Hünenberg-Bösch beim

Autobahnknoten Rotkreuz gerade mal

zur Hälfte überbaut. Mit einer Belastung

von 1800 Fahrten in den Spitzenzeiten

hatte der Knoten im Jahre 2001 seine Ka-

pazitäten ausgeschöpft. Die Verkehrsin-

genieure zeigten damals auf, dass die Ka-

pazität des Anschlusses mit baulichen

Massnahmen um rund 30 Prozent auf

3000 erhöht werden kann – was schliess-

lich auch realisiert wurde. Nach langen

politischen Diskussionen haben die po-

litischen Verantwortlichen des Regio-

nalrates auch dem Antrag zugestimmt,

dass keine neuen der damals sehr po-

pulären Fachmärkte gebaut werden dür-

fen – «wahre Parkplatzfresser waren sie»,

erinnert sich Arnold. «Glücklicherweise

haben sich die Einkaufsgewohnheiten

mit den neuen Möglichkeiten des Inter-

nets verändert. Und seit die Stadt Zug

dank dem Bau des Minitunnels gross-

flächig verkehrsfrei wurde, haben die

Zugerinnen und Zuger die Qualität des

städtischen Einkaufens neu entdeckt.»

Parkplatzbeschränkung verhindert
Verkehrslawine

Auf der Fahrt, stellt Bärti Arnold einen

zwar starken, aber doch immerhin flüssi-

gen Verkehr fest. Zufrieden resümiert er,

dass sich die hitzigen Auseinanderset-

zungen um Parkplatzbeschränkung und

Parkplatzbewirtschaftung im Jahre 2009

gelohnt hatten. Auch damals bildeten die

Berechnungen und Empfehlungen von

TeamVerkehr eine verlässliche Grundla-

ge, welche die stark emotional geführte

Debatte versachlichte. Wären damals die

nach dem geltenden Baugesetz mögli-

chen zusätzlichen 6500 Parkplätze reali-

siert worden, hätte dies zu einem solch

massiven Verkehrsaufkommen geführt,

welches das Strassennetz nicht mehr hät-

te schlucken können. Bis zu 12000 Fahr-

zeuge wären in den Spitzenstunden un-

terwegs gewesen. Die Vorstellung, dass in

den Stosszeiten eine solche Verkehrsla-

wine Rotkreuz überrollt, hat Politiker wie

Unternehmer zur Räson gebracht. 

Darunter gelitten hätten nicht nur die

Menschen, sondern auch der sorgfältig

aufgebaute Standortvorteil. Nach zähen

Verhandlungen konnte erreicht werden,

dass die Zahl der Parkplätze drastisch re-

duziert wurde. Allerdings wurde im Ge-

genzug der unverzügliche Ausbau der

Stadtbahn mit einem 7,5-Minuten-Takt,

zusätzlichen Haltestellen sowie der Aus-

bau des Busnetzes gefordert.

Die Stadtbahn passiert die Haltestelle

Golfplatz Holzhäusern. Ein Blick auf das

Display seines «i-traffics» bestätigt ihm,

dass nur mehr wenige freie Parkplätze

zur Verfügung stehen. Seine Frau, die

wie er begeistert Golf spielt, wird daher

die Bahn genommen haben. Nachdem

die Stadtbahn auch am Abend im Halb-

stundentakt verkehrt, ist auch die Rück-

kehr kein Problem. 

Doch zuerst wird die Erschliessung

des neuen Hauptsitzes diskutiert wer-

den müssen. Die negativen Folgen des

zunehmenden Individualverkehrs ha-

ben die Behörden in Kalifornien vor lan-

ger Zeit zu drastischen Massnahmen

greifen lassen und die Apple-Verant-

wortlichen sensibilisiert. Als umweltbe-

wusstes Unternehmen hat sich der

Computerhersteller entschieden, bei der

Lösung der Verkehrsprobleme zu hel-

fen: Den künftigen Hauptsitz soll ein ei-

gener Ast der Stadtbahn erschliessen,

und Apple will sich auch finanziell daran

beteiligen. Verkehrstechnisch stellt das

Projekt keine Probleme dar – die Grund-

lagen wurden in einer Machbarkeitsstu-

die von TeamVerkehr erstellt. Dabei

konnte Oscar Merlo auf die Erfahrungen

seines Partners, Otto Hintermeister

vom TeamVerkehr Winterthur, zurück-

greifen, der vor zehn Jahren die Ring-

bahn Hardwald konzipierte.

Nur der Gemeindepräsi steht im Stau

18.00 Uhr, Arnold begegnet seinem Kol-

legen Thomas Weber aus Steinhausen,

der zu gleicher Zeit im Terminal Cham

eintrifft. In gelöster Stimmung laufen

sie diskutierend zur Sitzung des Regio-

nalrates, im Wissen darum, eine weitere

gute Lösung zur Bewältigung der Ver-

kehrsprobleme der Region Zug zu be-

schliessen.

Die Sitzung beginnt ohne den Gemein-

depräsidenten – der steht noch im Stau. ■

* Oscar Merlo ist Verkehrsplaner mit 
einem eigenen Planungsbüro in Cham:
TEAMverkehr Zug, Hünenbergerstrasse 5,
6330 Cham, Tel.: 041 / 783 27 33,
merlo@teamverkehr.ch, 
www.teamverkehr.ch
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Am 4. März gab Landammann

Hanspeter Uster bekannt, für eine 

4. Amtsperiode im Regierungsrat zu

kandidieren. Der SGA-Politiker hat nach

dem Attentat vom 27. September um

diesen Entscheid gerungen, das Ja hat

bei ihm nun viel Energie frei gesetzt. Im

Interview äussert sich Uster zu seiner

persönlichen Situation, zur Qualität des

Kantonsspitals, zur Zuger Finanzpolitik

und was diese auslöst sowie zum

Leistungsausweis der alternativen

Politik.

Interview Martin Stuber 
(am 9. und 16.  März 2002)
Bilder Arlene Wyttenbach

BULLETIN: Hanspeter, Du hast die erste

Arbeitswoche hinter Dir, nachdem Du der

Öffentlichkeit mitgeteilt hast, für eine vier-

te und letzte Legislatur als Regierungsrat

zu kandidieren. Die Reaktion reichte von

Erleichterung bis Begeisterung. Was be-

deutet der Entscheid für dich?

Hanspeter Uster: Bereits am Montag-

abend konnte ich mir gar nicht mehr vor-

stellen, dass ich anders entschieden hät-

te. Obwohl die drei Wochen vor dem Ent-

scheid mich wiederum viel stärker hin-

und hergeworfen haben als im Januar,

wo es mir sehr gut lief. Das war unter an-

derem auch deshalb, weil ich wusste:

«Jetzt musst du dich entscheiden».

Der Entscheid selber hat wirklich sehr

viele Kräfte freigesetzt und trotz einigen

struben Tage ging es mir seit dem 27.

September nie mehr so gut.

BULLETIN: Aber das liegt ja wohl nicht

nur an deinem Entscheid?

Hanspeter Uster: Nein, tatsächlich. Ich

bekam rund 200 Reaktionen – sehr viele

davon schriftlich, und das tut gut. Diese

Woche war ich sowohl bei meinem Psy-

chologen als auch in der Feldenkrais-

Therapie. An beiden Orten kann ich den

27. September und die Zeit danach sehr

gut verarbeiten, und zwar auf der psychi-

schen wie auch auf der körperlich-seeli-

schen Ebene.

BULLETIN: Wie geht es Dir körperlich?

Hanspeter Uster: Gut. Ich bin viel locke-

rer geworden in der Grundhaltung, das

zeigt sich auch dank der Feldenkrais-

Therapie. Diese Lockerheit ist nicht nur

eine körperliche Angelegenheit, sondern

betrifft mich als ganzen Menschen.

Die Lunge funktioniert schon seit län-

gerem wieder normal. Das Einzige, was

ich noch spüre, sind die Rippen. Dort bin

ich wetterfühlig geworden, aber das zeigt

auch, dass die Nervenbahnen wieder

funktionieren. 

BULLETIN: Aber nach der Veranstaltung

im Neumarkt-Theater in Zürich mit

FACTS-Chefredaktor Hannes Britschgi

(vgl. NZZ-Artikel vom 16.3., nachzulesen

auf www.sga-zug.ch) hattest Du gewisse

Probleme. Mutest du dir nicht schon wie-

der zuviel zu?

Hanspeter Uster: Der Abend verlief sehr

gut, ich fühlte mich wohl. Ein zweistün-

diges Gespräch braucht natürlich Kraft,

aber wie Hannes Britschgi das gemacht

hat, war sehr gut strukturiert und ange-

nehm. Doch der Abend forderte mich als

ganze Person: persönlich, politisch, in-

tellektuell. Und da hat der Körper wahr-

scheinlich das feinere Sensorium als der

Kopf. Mir wurde in der Beiz, als wir noch

etwas Kleines assen, auf einmal schwind-

lig, nichts Schlimmes, aber doch ein Zei-

chen, dass ich mit meinen Kräften haus-

hälterisch umgehen muss.

«Ich bin beeindruckt, wie hoch die
Qualität der Behandlung im
Kantonsspital ist.»

BULLETIN: Du hast nach dem 27. das Kan-

tonsspital sehr gut kennen gelernt. Das

Gesundheitssystem – ein Dauerbrenner

in der Politik – von innen gesehen.

Hanspeter Uster: Ich war und bin beein-

druckt, wie hoch die Qualität der Behand-

lung im Kantonsspital ist. Und zwar um-

fassend – nicht nur technisch-medizi-

nisch, sondern auch im menschlichen

Umgang. Die Ärzte sind nicht abgeho-

ben, sondern können einem Laien er-

klären, wo das Problem ist und welche Be-

handlungsschritte und -optionen es gibt.

Zum Pflegepersonal: Als ich Ende Ok-

tober nochmals ins Spital musste, weil

ich noch ziemlich viel Wasser in der Lun-

ge hatte, kam das Gefühl hoch, an einen

mir lieb gewordenen Ort zurückzukeh-

ren. Und ich bin eigentlich sicher, dass

die Freundlichkeit und Herzlichkeit

nicht mir als Landammann gegolten hat,

sondern als Menschen. Diese Art, mit

Menschen umzugehen, wie ich sie erlebt

habe, kann nicht auf Befehl abgerufen

werden. Die Arbeitsbedingungen müs-

sen stimmen.

Ich finde es schade, dass dieser Aspekt

in der politischen Diskussion viel zu kurz

kommt und im Gegenteil immer so getan

wird, als ob das Kantonsspital einfach ein

08.15-Betrieb für Grundversicherte wäre

und eine gute Behandlung nur in Privat-

kliniken möglich sein soll.

Die Leistung des Personals ist um so

höher zu werten, als die personelle Do-

tierung sehr knapp ist – bei den Ärzten

wie beim Pflegepersonal. Den Nacht-
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dienst macht oft eine einzige Kranken-

schwester für 24 Betten – früher waren

sie zu zweit, das ist jetzt offenbar nicht

mehr möglich.

BULLETIN: Sind das die Auswirkungen

des Sparkurses, den ja gerade die SVP

so innig verfolgt?

Hanspeter Uster: Direkt spürbar sind

sie nicht, aber ich glaube nicht, dass die-

ses hohe Niveau auf die Dauer erhalten

werden kann, wenn nicht personell und

auch von der Bezahlung her immer

wieder nötige Anpassungen erfolgen.

BULLETIN: Das sieht die SVP im Kan-

tonsrat aber anders. In einer Interpella-

tion wurde dem Verwaltungsrat der

Spitalbetriebe Baar-Zug (SBZ) der –

«grosszügige» GAV-Abschluss vorge-

worfen und die Regierung gefragt, wes-

halb sie hier nicht interveniert habe.

Hanspeter Uster: Mit der rein ideologi-

schen Brille betrachtet sieht die Realität

immer anders aus, als sie tatsächlich ist.

Die SVP Schweiz will ja auch den

Grundversicherungskatalog auf das ab-

solute Minimum beschränken. Das

verkaufen sie dann demagogisch als –

«zahlbare Krankenkassenprämien».

Die Bevölkerung wird diesen Trick aber

durchschauen, sobald die SVP bekannt

geben muss, welche Leistungen gestri-

chen werden sollen.

Für mich gibt es eine relativ einfache

Richtschnur: In die Grundversiche-

rung gehören alle Leistungen, die es

dem betroffenen Menschen ermögli-

chen, weiterhin ein mehr oder weniger

normales Leben zu führen. Wenn dies

als Ausgangspunkt dient, bin ich dann

gespannt, wie die SVP ihrem Wahlvolk

– das überproportional aus älteren

Menschen besteht, die natürlicherwei-

se auf mehr Gesundheitsleistungen an-

gewiesen sind – eine massive Ein-

schränkung dieser von der Kranken-

kasse bezahlten Gesundheitsleistun-

gen erklären wird.

Vielleicht orientiert sich aber die SVP

auch an Tony Blairs Gesundheitswesen

in England, wo 50-jährige Menschen

jahrelang mit irrsinnigen Schmerzen

auf eine Hüftoperation warten müssen

und in ihrer Verzweiflung teure Opera-

tionen in Frankreich oder Deutschland

auf sich nehmen – wenn sie es sich lei-

sten können. In der Schweiz ist so etwas

zum Glück nicht mehrheitsfähig.

BULLETIN: Interessant ist ja die Tatsa-

che, dass die gleichen Kreise, welche die

Privatisierung der Spitäler mit aller Ge-

walt vorantreiben, nun der Regierung

vorwerfen, dass sie nicht im Verwal-

tungsrat interveniert hat, um einen we-

niger personalfreundlichen GAV

durchzusetzen.

Hanspeter Uster: Ja, man kann halt

nicht den privatisierungsfreundlichen

Fünfer und das sparideologische Weg-

gli haben. Aber die Verselbstständi-

gung der SBZ ist natürlich ein Problem,

weil für die wirklich politischen Fragen,

die sich im Kantonsspital stellen, der

Hinweis der Regierung, dass sie nicht

zuständig sei, wie eine faule Ausrede

tönt. Privatisierung in diesem Zusam-

menhang ist ja eh ein Witz, wenn die

ganze Deckung des Defizits einer for-

mal privatrechtlich organisierten AG

durch den Staat erfolgt, dieser Staat

aber nichts zu sagen haben soll.

Es wird in dieser Diskussion immer so

getan, als wirtschafte das Kantonsspital

viel schlechter als die private Andreaskli-

nik. Dabei wird bewusst übersehen, wel-

che gemeinwirtschaftlichen Leistungen

im Kantonsspital tagtäglich erbracht

werden. Ich denke nur an die Notfallsta-

tion, wo 80% aller Notfälle im Kanton

Zug behandelt werden – und zwar rund

um die Uhr, und ich denke auch an die

kostspielige Intensivstation, die es in der

Andreasklinik eben gerade nicht gibt.

BULLETIN: Die Finanzierung des Ge-

sundheitswesens ist offensichtlich ei-

ner der grossen Streitpunkte in den

nächsten Jahren?

Hanspeter Uster: Ja! Und vor allem ist es

ein sehr reales Problem für Leute mit

Hanspeter Uster: «Ich bin viel lockerer geworden in der Grundhaltung.»
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kleineren und mittleren Einkommen – die

Mehrheit der Bevölkerung! Deshalb wer-

den wir als Kanton nicht darum herum-

kommen, die Frage der Prämienverbilli-

gung so zu regeln, dass letztlich nicht die

Mehrheit unserer Bevölkerung die Zeche

zahlen muss. Der Entscheid des Kantons-

rates im letzten Dezember, etwas mehr

Geld zu sprechen, dürfte angesichts des

für 2003 zu erwartenden Prämienschu-

bes nicht ausreichen. Hier sind wir als Lin-

ke besonders gefordert, Druck zu machen,

zum Beispiel mit einer Initiative. Es kann

ja nicht sein, dass eine Familie mit drei

Kindern und durchschnittlichem Haus-

haltseinkommen wegen der Krankenkas-

senprämie in Richtung Armut abgleitet.

Ein zweiter Aspekt ist zu beachten: Die

Kantone beklagen den Entscheid des Eid-

genössischen Versicherungsgerichtes,

der sie verpflichtet, für zusatzversicherte

Patienten ebenfalls Beiträge zu leisten.

Auch wenn das eine Belastung des kan-

tonalen Budgets bedeutet, führt diese

Entwicklung aber immerhin dazu, dass

das Gesundheitswesen mit diesem Ent-

scheid vermehrt über die Steuern und et-

was weniger über die unsozialen Kopf-

prämien finanziert wird. Das ist richtig

und wichtig, denn die Kopfprämien neh-

men keine Rücksicht auf die Einkom-

mensverhältnisse, während bei den di-

rekten Steuern genau das passiert.

BULLETIN: Apropos Steuern: Eine der

beiden wirklich wichtigen kantonalen Ab-

stimmungen in dieser Legislaturperiode

hat die SGA diskussionslos und deutlich

verloren: Das neue Steuergesetz ist seit

1.1.2001 in Kraft. Wie schätzt du die Aus-

wirkungen dieses Volksentscheides ein?

Hanspeter Uster: Der Rechnungsüber-

schuss 2001 von fast 49 Millionen Fran-

ken – ein Rekordergebnis – zeigt, dass der

Finanzplatz Zug vor allem für juristische

Personen nochmals attraktiver geworden

ist. Die Steuersenkungen haben gesamt-

haft nicht einmal im ersten Jahr zu einer

Einnahmenverringerung geführt. Mehr

noch: Der Trend, den der damalige Steu-

erpräsident bezüglich Wachstum bei den

juristischen Personen – nicht gerade zur

Freude der Regierung – öffentlich vor-

ausgesagt hatte, tritt nun voll ein.

Das verschärft unsere Probleme im

Kanton in zwei Bereichen enorm: einer-

seits bei der Raum- und Verkehrspla-

nung, andererseits beim neuen Finanz-

ausgleich (NFA).

«Der Verkehrsdruck kann nur mit einem
raschen und konsequenten Bau der 
2. Etappe der Stadtbahn einigermassen
vernünftig aufgefangen werden.»

BULLETIN: Was heisst dies konkret?

Hanspeter Uster: Der Siedlungsdruck

wird noch stärker, die Pendlerströme

wachsen weiter, denn der Kanton Zug

wird immer mehr zum Ort, wo sich auch

Gutverdienende das Wohnen nicht lei-

sten können respektive keine Wohnung

finden. Wird das SIEMENS-Areal so wie

im vorliegenden Sondernutzungsplan

vorgesehen entwickelt, bricht das Ver-

kehrssystem zusammen. Vor allem mit

dem weit überproportionalen Anteil an

Arbeitsplätzen gegenüber Wohnungen

(11’000 Arbeitsplätze, 2100 Wohnun-

gen) wird die geplante Nordzufahrt den

Zuwachs niemals bewältigen können.

BULLETIN: Was natürlich die Strassen-

bauer aus dem bürgerlichen Lager dazu

veranlassen wird, noch lauter nach der

Verlängerung der General-Guisanstras-

se zu schreien!

Hanspeter Uster: Ja, tatsächlich. Ich höre

schon, wie mit diesem Argument noch

mehr Strassen gefordert werden. Der

Druck kann aber nur mit einem raschen

und konsequenten Bau der 2. Etappe der

Stadtbahn einigermassen vernünftig auf-

gefangen werden – ausser es erfolgt noch

eine tiefgreifende Änderung der raum-

planerischen Rahmenbedingungen, was

sich aber im Moment nicht abzeichnet.

Selbst die voll ausgebaute Stadtbahn

ist aber nur Symptombekämpfung; gera-

de in der Raumplanungsdiskussion

müssen wir uns endlich darauf besin-

nen, dass unbeschränktes Wachstum

letztlich die Grundlage der Lebensqua-

lität im Kanton Zug zerstören würde.

Das wird auch die grosse Debatte in der

Richtplanung zu Beginn der nächsten Le-

gislatur sein – dazu ist eine starke Vertre-

tung der Alternativen und der übrigen

Linken in allen Gremien zwingend nötig.

Es geht wirklich um viel bei den kom-

menden Wahlen. Hier zeigt sich übrigens

sehr schön, dass grüne Themen auch so-

ziale Themen sind. Für Zug ist das zwar

keine neue Erkenntnis, da wir Alternati-

ven schon immer beide Gesichtspunkte –

zusammen mit dem Aspekt der interna-

tionalen Solidarität im Zusammenhang

mit dem   Finanzplatz – gleichberechtigt

miteinander verbunden haben. Gerade

das macht ja auch unsere Stärke aus.

«Der Kanton Zug als reichster Kanton
des reichsten Landes der Welt muss
einen substantiellen Beitrag an den
Neuen Finanzausgleich leisten.»

BULLETIN: Als zweiten Problemkreis

hast du den Neuen Finanzausgleich ge-

nannt. Da hast du wohl auch ein Problem

mit dem Kollegialitätsprinzip?

Hanspeter Uster: Es geht. Zu meiner Rol-

le als Landammann gehört es, die Auf-
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fassung der Regierung zu vertreten,

sonst hätte ich dieses Amt nicht antreten

dürfen. Ich habe in dieser Frage schon in

meiner Landammann-Antrittsrede im

Kantonsrat gesagt – und es auch schon

öfters wiederholt – dass der Kanton Zug

als reichster Kanton des reichsten Landes

der Welt einen substantiellen Beitrag an

den NFA und damit für die eidgenössi-

sche Solidarität leisten muss. Wie will

SVP-Nationalrat Marcel Scherer – der

sich so heroisch und medienwirksam ge-

gen den NFA wenden will – mit dem ar-

men Kanton Zug argumentieren, der

sich die zusätzlichen 70 bis 110 Millionen

nicht leisten könne, wenn gleichzeitig

ein solcher Überschuss da ist, nota bene

nach einer faktischen Steuersenkung,

verursacht durch das neue Steuergesetz?

Und dann fährt die SVP ja im Moment ei-

ne Kampagne, wie wenn der Stand Zug

kurz vor dem Bankrott stünde. Die Fi-

nanzdirektorin hat zu Recht diese un-

wahre und Unsicherheit verbreitende

Propaganda der SVP im Namen des Re-

gierungsrates deutlich kritisiert.

Auch eine Steuersenkung – worauf die

SVP-Politik ja letztlich hinausläuft – wür-

de im Neuen Finanzausgleich angerech-

net, denn entscheidend ist nicht das

tatsächlich erreichte Steuersubstrat, son-

dern jenes, das bei Ausschöpfung des

kantonalen Steuerpotentials erreicht

werden könnte, korrigiert um gewisse

Faktoren wie beispielsweise das Hol-

dingprivileg. Genau darum geht übri-

gens auch die Diskussion beim soge-

nannten Korrekturfaktor Beta, und dar-

auf legen wir als Regierungsrat ja auch

ein Hauptgewicht unserer Argumentati-

on zum NFA.

Wir werden zudem vom Bund sehr ge-

nau beobachtet, und den Fachleuten in

Bern bleibt natürlich nicht verborgen,

dass alle Zuger Gemeinden in den letz-

ten Jahren ihre Steuerfüsse teils stark ge-

senkt haben und einige es weiterhin tun

können. Sie müssen sogar – dafür sorgt

die Konstruktion unseres innerkantona-

len Finanzausgleichs.

BULLETIN: Diese Konstruktion ist doch

schon seit längerem reformbedürftig?

Hanspeter Uster: Auch dieses Problem

hat die Regierung erkannt und wird kurz-

fristig dem Kantonsrat eine Gesetzesän-

derung beantragen, die jetzt bei den Ge-

meinden in einer Vernehmlassung ist.

Steuern sind eben ein hochkomplexes Sy-

stem, das im Endeffekt viele Bereiche tan-

giert. Wer Steuern senkt, macht mehr, als

die Steuerrechnung der natürlichen und

juristischen Personen zu ändern.

Die Linke hat zwar bei der Steuerge-

setzrevision die Abstimmung klar verlo-

ren, aber ihre Argumentation bezüglich

Folgen hat sich als völlig zutreffend er-

wiesen. 

BULLETIN: In Anlehnung an die UNO-

Abstimmung, wo die Schweiz nun in der

Welt angekommen ist, könnte man viel-

leicht sagen, dass mit der Steuerfrage Zug

in der Schweiz noch ankommen wird? 

Hanspeter Uster: Historisch gesehen ist

Zug schon 1352 in der Schweiz angekom-

men. Diesem Ereignis gedenken wir in

diesem Sommer. Das wird auf würdige

Art gelingen und wir werden versuchen,

auch bei diesem Anlass Fragen der eid-

genössischen Solidarität zu vertiefen.

«Die SGA sollte die Frage prüfen, ob wir
nicht Beobachterstatus bei den Grünen
beantragen wollen.»

BULLETIN: Und wann kommt die SGA in

der Schweiz an? In der Linken ist ja doch

einiges in Bewegung gekommen, die SP

Schweiz versucht Tritt zu fassen, bei den

Grünen ist mindestens national eine

deutliche Akzentuierung nach links fest-

zustellen – und die Grünen gewinnen

wieder Wahlen, siehe Stadt Zürich.

Hanspeter Uster: Die SGA ist jetzt 16 Jah-

re alt und mit 16 wird man ja bekanntlich

konfirmiert. Konfirmation ist ein Le-

bensabschnitt, wo es um die Prüfung des

eigenen Glaubens geht. Dazu gehört

auch die Frage, ob und wo wir uns ge-

samtschweizerisch formieren wollen

und ob wir reif dazu sind.

Grosses Medieninteresse als Landammann Hanspeter Uster am 4. März bekannt gab, sich im Herbst 2002 für die Wiederwahl zu stellen.



Ich teile deine Einschätzung der Grü-

nen, das zeigt ja auch das kürzlich er-

schienene NZZ-Rating der Nationalrats-

mitglieder, wo die Grünen deutlich nach

links gerückt sind. Es gibt auch eine Rei-

he von national profilierten Figuren, die

das verkörpern – ich denke an Monika

Stocker, an Cécile Bühlmann, an Pia Hol-

lenstein oder in der Romandie an den

GP-Kopräsidenten Patrice Mugny.

Wir sollten die Frage prüfen, ob wir

nicht Beobachterstatus bei den Grünen

beantragen wollen. Wir müssen aber die

beiden Leute zuerst finden, die den Sta-

tus nachher auch wahrnehmen und je-

weils nach Bern reisen, uns also fragen,

ob wir die Ressourcen dafür haben. Am

besten diskutieren wir das nach den

Wahlen 2002, im Moment müssen diese

im Zentrum stehen.

Im Übrigen möchte ich darauf hinwei-

sen, dass wir schon immer die nationale

Zusammenarbeit bei bestimmten Sach-

fragen pflegten und sich Einzelne in na-

tionalen Gruppen engagieren. Bekannte-

stes Beispiel ist sicher Jo Langs Engage-

ment in der GSoA; andere Bereiche sind

die Energiefrage (Strommarktreferen-

dum), umVerkehr, die Antiglobalisie-

rungsbewegung, um nur die wichtigsten

zu nennen. Und nicht zu vergessen ist

auch, dass wir gute Kontakte zur SPS und

in die SP-Fraktion im Bundeshaus pfle-

gen – ich werde mich demnächst mit dem

SPS-Generalsekretär Reto Gamma – auf

seine Anregung hin – zum Kaffee treffen.

BULLETIN: Womit wir bei der Ausgangs-

situation für die Gesamterneuerungs-

wahlen im kommenden Herbst sind –

wie sieht Deine Einschätzung aus?

Hanspeter Uster: Ich nehme bei uns eine

Aufbruchstimmung wahr, die ich letzt-

mals in ähnlicher Form 1990 gespürt ha-

be. Dass es in der Stadt im Frühling 2002

mit der Abstimmung zur Bruibach-

brücke letztlich um die genau gleiche

Frage ging wie 1990 mit unserer erfolg-

reichen und historischen Grünflächen-

initiative, ist wohl kein Zufall. Die Frakti-

on SGA/Parteilose hat im Zuger Ge-

meinderat hat sehr gut gearbeitet, strahlt

viel Dynamik und Freude an der Politik

aus und hat im Fall der Bruibachbrücke

auch politischen Instinkt bewiesen. Und

mit Marianne Zehnder hat die GGR-

Fraktion eine Stadtratskandidatin por-

tiert, die mit ihrer Ausstrahlung und

ihrem in kurzer Zeit erworbenen Lei-

stungsausweis genau das verkörpert.

«Ohne die Alternative Fraktion würden
die letzten vier Jahre in der kantonalen
Zuger Politik in einigen Bereichen
anders aussehen.»

Im Kantonsrat hat sich die Alternative

Fraktion unbestritten als konsequente,

kompetente und je nachdem auch kon-

sensfähige Opposition etabliert. Ohne

die Alternative Fraktion würden die letz-

ten vier Jahre in der kantonalen Zuger

Politik in einigen Bereichen anders aus-

sehen. Das beste aktuelle Beispiel dafür

liefert das von der AF initiierte Referen-

dum gegen die neuen Ladenöffnungszei-

ten, wo die Unterschriftensammlung

sehr gut läuft. Die mehrheitliche Zu-

stimmung der SP im Kantonsrat zum

Gesetz und die Nicht-Unterstützung des

Referendums sind für mich schwer

nachvollziehbar.

Ich bin zuversichtlich für uns, auch für

die Regierungsratswahlen. Gerade dort

braucht es aber nicht nur die Alternati-

ven, sondern auch eine entschlossene SP

mit Profil, um beide Sitze zu verteidigen.

BULLETIN: Das alles kann nicht darüber

hinweg täuschen, dass diePersonaldecke

der SGA dünn ist – ich bin mir nicht si-

cher, wann wir die Lücke, die Dein Rück-

tritt aus dem Vorstand hinterlässt,

schliessen können!

Hanspeter Uster: Wir müssen mit einem

Widerspruch umgehen: Es gibt viele

Menschen, die unsere Politik gut finden

und das regelmässig bei Wahlen hono-

rieren. Andererseits haben wir das Pro-

blem, dass bei einigen Leuten der Irr-

glaube herrscht, wir seien eine Kaderpar-

tei, in der nur politisieren könne, wer be-

reit sei, aus der Politik einen Halbtages-

job zu machen. Es gibt in der SGA nie-

manden mehr, der solche Ansprüche

stellt. Auch ein Mandat im GGR oder

Kantonsrat ist durch die gute Fraktions-

zusammenarbeit zeitlich machbar, und

bereitet – das höre ich auch von neuen

Mitgliedern – viel Spass. Und vielleicht

noch wichtiger: Die gesamte Kultur im

Umgang untereinander hat sich in den

letzten Jahren gewaltig verbessert; das ist

gerade auch nach dem 27. September

deutlich geworden. Ich spüre heute wirk-

lich einen engeren Zusammenhalt.

Alle, die unsere Politik unterstützen

wollen, möchte ich ermuntern, uns auch

mit einer Kandidatur zu stärken. Ich

kann allen versichern, dass sie nicht von

Kindern, Familie und Freizeit Abschied

nehmen und ins fürchterlich anstren-

gende Exil eines Gemeinderates oder

Kantonsrates gehen müssen!

Das Gleiche gilt für das Engagement in

der SGA selber. Wir sind um jedes Mit-

glied froh. Und jedes Mitglied bestimmt

selber, wie viel und auf welchen Fragen es

etwas machen will, sei dies nun parla-

mentarisch oder ausserparlamentarisch.

Und wenn es nur zehn neue Leute sind,

entlastet das die andern und stärkt die

SGA. Die gleichen Überlegungen gelten

für alle alternativen Gruppierungen. ■

Interview Hanspeter Uster
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Wenn am 2. Juni über die Fristen-

regelung abgestimmt wird, soll auch in

Zug ein kräftiges Ja resultieren. Dies ist

das Ziel des Zuger Regionalkomitees,

das anfangs Jahr gegründet wurde.

Von OFRA Zug*
Bild OFRA-Buch «Frauen machen
Geschichte»

Das Parlament hat im März 2001 der Fri-

stenregelung zugestimmt. Sie sieht eine

ausgewogene, vernünftige Regelung für

einen straffreien, eigenverantwortlichen

Schwangerschaftsabbruch innerhalb der

ersten 12 Wochen vor. Frauen und Paare

sollen während der ersten zwölf Wochen

selber über eine Schwangerschaft ent-

scheiden können. Nur sie müssen mit

dem Entscheid leben. Elternschaft ist ei-

ne grosse und entscheidende Verantwor-

tung. Sie muss mit Freude übernommen

werden können.

Gesetz und Praxis klaffen auseinander

Oft lassen mehrere Ursachen zusam-

men Schwangerschaftskonflikte entste-

hen: Eine brüchige Beziehung, schwieri-

ge Lebenssituationen, Zweifel an der ei-

genen Eignung als Mutter, finanzielle

Sorgen, Zukunftsängste und Überforde-

rung durch Mehrfachbelastungen oder

durch bereits geborene Kinder, jugendli-

ches oder fortgeschrittenes Alter. Frauen

in Notlagen werden mit der Annahme

der Fristenregelung nicht länger krimi-

nalisiert. Die Rechtsungleichheit zwi-

schen Gesetz und Praxis führt für

schwangere Frauen und behandelnde

ÄrztInnen zu grossen Rechtsunsicher-

heiten. Die letzte Verurteilung war im

Jahr 1988. Das Gesetz wird den heutigen

Ansichten und Lebenssituationen nicht

mehr gerecht. Niemand will heute Frau-

en wegen eines Abbruchs bestrafen. Ein

Gesetz, das aber kaum jemand mehr im

ursprünglichen Sinne durchzusetzen ge-

willt ist, wird zur Farce und Heuchelei.

Gesetze, die nicht mehr beachtet werden,

schaden dem Rechtsstaat. Die meisten

europäischen Länder haben seit über

zwanzig Jahren eine Fristenregelung.

Als Ausweg in der Not

Die Fristenregelung würde für alle

Frauen eine einheitliche, klare Situation

schaffen und die Kantone verpflichten,

Einrichtungen zu bezeichnen, die Ab-

brüche durchführen. Der Arzt/die Ärztin

ist verpflichtet, die Schwangere einge-

hend zu beraten und zu informieren und

sie auf spezialisierte Beratungsstellen

hinzuweisen. Niemand befürwortet

leichtfertige Schwangerschaftsab-

brüche, aber für Notlagen muss dieser

Weg offen stehen. Aus diesen Gründen

unterstützen der Bundesrat, die klare

Mehrheit des Parlamentes sowie 44 ge-

samtschweizerische Parteien und Orga-

nisationen die Fristenregelung.

Ebenfalls am 2. Juni kommt die eid-

genössische Volksinitiative «Mutter und

Kind» zur Abstimmung. Hinter dem un-

verfänglichen Titel versteckt sich eine

Abtreibungsverbots-Initiative. Nicht ein-

mal eine Schwangerschaft wegen einer

Vergewaltigung dürfte abgebrochen wer-

den. Dieser heuchlerischen Initiative

muss eine klare Absage erteilt werden.

Zuger Komitee «JA zur Fristenregelung»

Neben mehr als 30 Zuger Persönlichkei-

ten aus Politik und Fachbereichen unter-

stützen folgende Organisationen und

Parteien das Zuger Komitee: Fachgruppe

Gynäkologie Kanton Zug, Freie Wähler

Menzingen, FDP Kanton Zug, Frische

Brise Steinhausen, Gruppe Frauenge-

sundheitszentrum Zug, Organisation

für die Sache der Frau (OFRA) Zug, SP

Kanton Zug, SGA Kanton Zug.

Mit Inseraten, Leserbriefen, Flugblatt-

und Plakataktionen will das Komitee für

ein «Ja zur Fristenregelung» werben. ■

Infos: zg-ja@fristenregelung.ch oder telefo-
nisch bei Daniela Colonnelli, 041 / 711 72 37.
Nationale Infos: www.fristenregelung.ch

* OFRA Zug, Postfach 4649, 6304 Zug
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Fristenregelung

Jetzt oder nie

Immer wieder – Demonstration gegen die Initiative «Recht auf Leben» (1985).



Asylbrücke Zug

Auch politische Themen haben

bekanntlich Konjunktur und Flauten. So

auch die Fragen um das Asylgesetz, die

Asylpolitik und um deren Anwendung

durch die Kantone. Was vor zehn Jahren

noch zu politischen Kämpfen führte,

wird heute als Courant normal

gehandelt.

Von Doris Angst Yilmaz, 
Co-Präsidentin Asylbrücke Zug
Bild Brigitte Weiss

Eine erneute Version des Asylgesetzes ist

in der parlamentarischen Pipeline. Im

Nationalrat, so die Prognose, wird dies

wohl kaum zu intensiven Debatten

führen. Auch in den Kantonen ist das

Stichwort Asyl kaum mehr Anlass für

heikle Fragen an die Regierungsräte.

Scheinbar haben die Behörden alles im

Griff. Sogar die Kriminalität, für welche

Asylsuchende in den letzten Jahren be-

vorzugt herhalten mussten, hat insge-

samt wieder abgenommen.

Nur noch nur die extreme Rechte

glaubt weiterhin, mit den ewig gleichen

Parolen von den «Armuts- und Wirt-

schaftsflüchtlingen», die sich auf unsere

Kosten bereichern wollten, sei Politik zu

machen. Dabei muss man sich immer

vor Augen halten, dass die gesamte Zahl

registrierter Asylsuchender heute

93’000 beträgt gegenüber rund 1,2 Mil-

lionen anwesender Ausländerinnen und

Ausländer insgesamt. Trotzdem hat die

von rechts unermüdlich angeheizte Dis-

kussion über die «Ausländerkrimina-

lität» und den sogenannten «Asylrechts-

missbrauch» auch Eingang ins revidierte

Ausländergesetz gefunden, das in dieser

Session im Parlament diskutiert wird.

Dabei wird gerade dieses Gesetz, das die

Immigrationshürde für alle Personen,

die nicht aus dem EU- und EFTA-Raum

stammen, stark hinaufsetzt, dazu

führen, dass noch mehr Menschen eine

Einwanderung in die Schweiz via Asylge-

such versuchen. Was bleibt ihnen auch

anderes übrig? Das gilt auch für das im

Gesetzesentwurf breit abgehandelte

Thema «Scheinehen». Ein behördliches

Einschreiten gegen eine sogenannte

«Scheinehe», welches den intimen Be-

reich eines Paares berührt, müsste sich,

wie seinerzeit das Konkubinatsverbot,

geradezu auf Denunziation begründen.

Mit dem neuen Ausländergesetz ist ein

eigentliches Zweiklassenrecht für Aus-

länderinnen und Ausländer im Entste-

hen, das schon von seiner Anlage her

massive Diskriminierungen enthält.

Unkontrollierbare Machtfülle

Im Asylwesen hat die Kantonalisierung

des gesamten Vollzugs den Kantonen ei-

ne grosse Machtfülle verliehen, die vom

Bund, welcher Pauschalzahlungen an die

Kantone ausrichtet, im Fürsorgewesen

nur wenig kontrolliert wird. Asylsuchen-

de sind unter anderem fürsorgeabhängig,

weil ihnen der Zugang zum Arbeitsmarkt

verwehrt oder zumindest erschwert wird

und sie sich nicht selber ein Einkommen

sichern können. Im Kanton Zug dauert

die Zeit, bis eine erste Arbeitsbewilligung

erteilt wird, ein bis zwei Jahre. Teilweise

wird die Durchführung der fürsorgeri-

schen Aufgaben im Asylwesen von den

Kantonen den Hilfswerken, aber auch

privaten Firmen übertragen – letzteres

mit oft verheerenden Auswirkungen auf

die Asylsuchenden, da nicht die Mensch-

lichkeit und die humanitären Anliegen,

sondern der Ausweis der Effizienz und

der Kostenminderung im Vordergrund

stehen. In diesem System werden auch

die Hilfswerke, die nun mit dem Geld

vom Bund im Auftrag der Kantone han-

deln, eingebunden, und unabhängiges

Handeln für die Asylsuchenden wird ih-

nen erschwert.

Der Vollzug im Asylwesen spielt sich

also in einem fast geschlossenen Raum

ab, wo wenig Supervision und rechts-

staatliche Kontrollmechanismen beste-

hen. Zudem verfügen Asylsuchende nur

über eine sehr kleine Lobby. Umso leich-

ter fällt es den Behörden, sie fast gänzlich

von Kontakten mit Einheimischen abzu-

schotten. Eine Kontrolle der Gewährung

der Menschenrechte und der bürgerli-

chen und sozialen Rechte, zu denen sich

die Schweiz in internationalen Abkom-

men verpflichtet hat, ist in 26 unter-

schiedlich gestalteten kantonalen Regel-

werken somit eher schwierig. Ist es zuläs-

sig, dass es im fürsorgerischen Vollzug

keine schriftlichen Abrechnungen und

bei Sanktionen keine schriftlichen Ver-

fügungen gibt, was die Möglichkeiten für

einen Rekurs gegen als ungerecht emp-

fundene Strafen erschwert. Ist es zuläs-

sig, dass Streitfälle in Asylunterkünften

direkt einen negativen Einfluss auf das

Verfahren einer Person haben können

und diese mit einer Zwangsausschaf-

fung rechnen muss?

Unabhängige, anwaltschaftliche NGO

Als dritte Instanz bleiben in dieser Kon-

stellation nur unabhängige private Aktio-

nen und Vereine, die über wenig Einfluss

verfügen. Immerhin gab es in den letzten

Fällen einige eklatante Fälle zu verzeich-

nen, die an die Öffentlichkeit getragen
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Asylpolitik 
– wen kümmerts noch?
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Rechtsdienst: Hansjörg Trüb. Bürozeiten Montag 14.00 bis 20.00. Beratung nur
nach telefonischer Vereinbarung unter Tel./Fax: 041 / 781 13 60.
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wurden: so zum Beispiel der Fall eines im

Kanton Zürich wohnhaften Asylsuchen-

den, der unter Androhung einer hohen

Haftstrafe aus der Stadt Zürich ausge-

grenzt wurde, führte zu Kommentaren in

der Presse, die von einem Zweiklassen-

recht sprachen, da eine gleichartige Ver-

urteilung bei einer Schweizer Person un-

denkbar wäre. Zudem fördere dieses Ur-

teil die Wahrnehmung einer sogenann-

ten «Ausländerkriminalität». 

Sich im Kreise drehen

Seit 1996 ist die Asylbrücke Zug stetig zu

Gunsten von Asylsuchenden tätig. Sie

bietet Rechtsberatung im Verfahren und

für Streitfälle im fürsorgerischen Voll-

zug an. Sie organisiert individuelle

Deutschkurse; sie berät, begleitet und

vermittelt bei sozialen und psychischen

Problemen. Und sie organisiert im Sinne

der Öffentlichkeitsarbeit den Flücht-

lingstag im Kanton Zug.

Die aktiven Mitglieder der Asylbrücke

Zug sehen sich mit wiederkehrenden

Fragen konfrontiert. Stetig dreht sich das

Karussell neu Ankommender, Wegge-

wiesener. Immer wieder neu stellt sich

jedem Einzelnen und jeder Einzelnen die

Frage nach dem Verfahren, nach der An-

gemessenheit der ihnen gegenüber ge-

troffenen fürsorgerischen Massnahmen.

Erschwerend ist, dass es – so lange das

Verfahren nicht geklärt und der Verbleib

nicht gesichert ist – keine Zukunfts- und

Integrationsperspektive in der Schweiz

gibt. Dies ist für die Asylsuchenden, aber

auch für uns oft schwer erträglich. Damit

hängt wohl auch die gewisse «Unattrakti-

vität» unserer Aufgabe zusammen. Den-

noch ist sie nötig und sinnvoll. Immer

wieder und in wechselnder «Beleg-

schaft» nehmen auch Asylsuchende, die

eine gute Ausbildung genossen haben

und über einige Sprachkenntnisse verfü-

gen, selber eine Vermittlerfunktion zu-

gunsten ihrer Landsleute wahr. 

Wo bleiben die Parteien?

Die aktiven Vereinsmitglieder der Asyl-

brücke erfüllen ihre Aufgaben alle samt

und sonders ehrenamtlich. Unsere Kräf-

te schwinden, da der Einsatz seit vielen

Jahren von den gleichen Personen gelei-

stet wird. Ansonsten ist es merkwürdig

still um diese Themen im Kanton Zug.

Oft fühlen wir uns von den anderen poli-

tisch Engagierten im Stich gelassen. Der

Asylbrücke Zug wird eine Alibi-Position

zugeschoben: Da es uns ja gibt, braucht

es kein weiteres Engagement.

Ein Ombudsmann für Asyl-Fragen?

Wo aber bleibt der politische Blick der

Parteien auch auf dieses Gebiet? Wir

kommen nicht um den Schluss herum,

dass eben Asylsuchende sowie Auslände-

rinnen und Ausländer insgesamt eine zu

vernachlässigende Grösse sind, auch im

Wahljahr. Vieles im Asylwesen, so darf

man festhalten, hat sich in Routineabläu-

fen etabliert. Vieles wird von den Behör-

den heute professionell geleistet, was

noch zu Anfang der neunziger Jahre im

Trial-and-Error-Verfahren getestet wur-

de. Dennoch halten wir an der Prämisse

fest, dass – wie überall im Rechtsstaat –

auch im Asylwesen eine unabhängige In-

stanz eine öffentliche Kontrolle ausüben

muss. Ein kantonaler Ombudsmann wä-

re hier eine gute Sache. Wir setzen dies-

bezüglich viele Hoffnungen auf die neue

kantonale Anlaufstelle gegen Rassismus,

die unbedingt auch Asylsuchenden zu-

gänglich gemacht werden muss.

Zu wünschen ist also, dass das Thema

Asylpolitik nicht von der Agenda ver-

schwindet – nicht von jener der Parteien

und nicht von jener einer ausserparla-

mentarischen Opposition. ■

«Ausländer-Initiativen» der SVP: An der Urne jeweils abgelehnt, bereitet 
das Parlament dennoch ein neues Ausländergesetz vor, welches die harte
Linie der SVP integriert.

Asylbrücke Zug



Autofreies Wohnen in Zug

Wieviel Wohnen und nachhaltige

Mobilität miteinander zu tun haben,

veranschaulichte Adrian Arquisch den

Teilnehmenden eines Workshops, zu

dem die Fraktion SGA/Parteilose

kürzlich eingeladen hat. Arquisch

studierte an der Fachhochschule in

Rapperswil Raumplanung und widmete

seine Diplomarbeit dem Thema Wohnen

ohne Auto. Anhand vier übersichtlich

gestalteter Tafeln präsentierte er seine

Abschlussarbeit.

Von Marianne Zehnder, Fraktionschefin
SGA/Parteilose des Grossen
Gemeinderats der Stadt Zug
Bild Arlene Wyttenbach

Wohnen ohne Auto! Treffender müsste

es eigentlich heissen: Wohnen ohne «ei-

genes» Auto, denn auch in autofreien

Siedlungen werden pro Wohnung 0,1 bis

0,2 Parkplätze für Car-Sharing oder für

Autos von behinderten Personen gebaut.

Im Gegensatz dazu stehen die autoar-

men Siedlungen, wo 0,5 Parkplätze pro

Wohnung geplant werden oder die «nor-

malen» Siedlungen, wo laut geltendem

Parkplatzreglement in Zug pro 100 m2

Wohnfläche 1 Parkplatz erstellt werden

muss.

Ab 150 Wohnungen realisierbar

Damit die Vorteile einer autofreien

Wohnsiedlung voll zum Tragen kom-

men, sollten mindestens 150 Wohnein-

heiten gebaut werden – die ideale Zahl

liegt bei 500 Wohnungen. Die wichtig-

sten Voraussetzungen sind neben der

Verfügbarkeit des Baulandes eine opti-

male Anbindung an den öffentlichen

Verkehr, eine gute Radweganbindung

sowie Schulen, Läden und Naherho-

lungsgebiete in der Nähe. Wichtig ist

natürlich auch, dass keine Vorbelastun-

gen durch Luft- und Lärmemissionen be-

stehen.

Die bestechenden Vorteile 
einer autofreien Siedlung

Für BewohnerInnen:
■ Hohe Wohnqualität: weniger Lärm,

überdurchschnittlich grosser, attraktiver

Aussenraum.

■ Sicherheit für Kinder beim Spielen. So-

ziale Kontakte werden erleichtert.

■ Reduzierte Miete, da die Kosten für

Parkplätze und Garagen wegfallen.

Für Stadt und öffentlichen Verkehr:
■ Personen ohne Auto beanspruchen we-

niger Strassen (20 Mal weniger im Bus

oder auf dem Velo, 200 Mal weniger als

Fussgängerinnen und Fussgänger).

■ Bewohnerinnen und Bewohner sind

sehr interessiert an der Förderung des öf-

fentlichen Verkehrs. Die Bus- und Bahn-

Linien werden besser ausgelastet. Die

Verdichtung des Fahrplans wird schnel-

ler möglich.

■ Die Stadt kann sich mit innovativen Lö-

sungen für Mobilitätsprobleme profi-

lieren.

Workshop «Nachhaltiger Verkehr»
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Am gut besuchten Workshop «Nachhaltiger Verkehr» der Fraktion SGA/Parteilose wurde die «IG-WoA» lanciert.



Für das Gewerbe:
■ Autofreie Haushalte kaufen in der

Nähe ein.

■ Je grösser der Anteil autofreier Haus-

halte, desto niedriger die Erstellungs-

kosten für Parkplätze auch für das Ge-

werbe.

Schweiz noch ohne autofreie Siedlungen

Autofreie Siedlungen sind in der

Schweiz bis heute keine realisiert. Am

weitesten Fortgeschritten ist die Pla-

nung in Bern mit dem Projekt der IG au-

tofreies Viererfeld. Auf einem grossen

Areal im Nordosten der Stadt, wo ur-

sprünglich die Erweiterung der Uni ge-

plant war, besteht nun die Chance, eine

Siedlung für rund 800 Wohnungen zu

realisieren. Viel Arbeit steht noch an, so

muss unter anderem das Land zuerst

umgezont werden, was natürlich eine

Volksabstimmung bedingt. Ziel ist es,

die Siedlung bis 2006 zu realisieren.

Gruppe «Wohnen ohne Auto» für Zug

Im Anschluss an das Referat sammelten

sich vier Interessierte um Adrian Ar-

quisch. Sie diskutierten erste Ideen zur

Realisierung einer autofreien Siedlung

in Zug. Die Gruppe war sich schnell ei-

nig, dass der Markt für eine solche Sied-

lung sicher auch in Zug vorhanden ist,

wenngleich sich einige auch dahinge-

hend äusserten, das man sich nicht nur

auf die Stadt begrenzen sollte. Dies

müsste der Stadt Zug, den General-Un-

ternehmern und privaten Landbesitzern

bewusst gemacht werden. Wie in Bern,

bietet es sich darum auch in Zug an, ei-

nen Verein zu gründen, welcher einer-

seits als Plattform für Interessierte dient

und andererseits Informationsveran-

staltungen für die potentiellen Bauher-

ren durchführen kann: die Interessenge-

meinschaft «WoA» («Wohnen ohne Au-

to»). Nachdem es sich in den letzten Jah-

ren gezeigt hat, wie schwer sich die poli-

tischen Gremien tun, wenn es sich um

das Thema kostengünstiger Wohnungs-

bau dreht, scheint ein Vorgehen zum

Beispiel mittels Volksinitiative zu wenig

aussichtsreich. 

Die Zeit im Workshop war knapp be-

messen, aber die Gruppe «WoA» will das

Ziel weiter verfolgen. Ein erster Termin

wurde vereinbart und die Gruppe hat sich

Mitte März nun bereits ein erstes Mal ge-

troffen. ■

Wer Interesse hat, aktiv bei der IG «WoA»
mitzuarbeiten, meldet sich bitte bei: 
Marianne Zehnder, General-Guisan-
Strasse 26, 6300 Zug, Tel 041 712 25 29,
mz@bio-plus.ch 
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Bruibachbrücke 
bachab geschickt

stu. Betretenes Schweigen bei den Bür-

gerlichen, lange Gesichter bei der SP-

Spitze – mit einem angesichts der Kon-

stellation FDP/CVP/SVP/SP gegen

SGA/Parteilose mehr als deutlichen

Nein zur Bruibachbrücke machten die

Stadtzugerinnen und Stadtzuger klar,

dass der Grüngürtel zwischen Zug und

Oberwil grün bleiben soll. Dem kleinen

Gimenenquartier wird keine uner-

wünschte, lastwagengängige Erschlies-

sungstrasse aufgezwungen. Der Weg

ist frei für die von der Fraktion

SGA/Parteilose schon lange geforderte

sanfte Erschliessung, welche auch die

Möglichkeiten der kommenden Stadt-

bahnhaltestelle Fridbach nutzt.

Der konsequente Einsatz der Frakti-

on hat sich gelohnt. Was Marianne

Zehnder in ihrem Votum im GGR

schon anlässlich des Projektierungs-

kredites forderte und mit einem Postu-

lat gleich nach dem Abstimmungssieg

auf die Tagesordnung gesetzt hat, dürf-

te jetzt weitgehend umgesetzt werden.

Nachzulesen auf www.ggr.ch

Workshop «Nachhaltiger Verkehr» Stadtratswahlen 2002

Zehnder
kandidiert

sga. Am 14. März 2002 hat die Fraktion

SGA/Parteilose ihre Fraktionschefin

Marianne Zehnder als Kandidatin für

die Stadtratswahlen zuhanden der No-

minationsversammlung der SGA vom

26. April portiert.

Die 46-jährige Marianne Zehnder ist

Mutter von zwei erwachsenen Töchtern.

Sie geniesst mit ihrer kompetenten,

sachbezogenen Art über die Parteigren-

zen hinaus Respekt. Als Key Account

Managerin in einem Bio-Grosshandels-

unternehmen verfügt sie über die nötige

Führungserfahrung für ein Exekutiv-

amt.

Marianne Zehnder hat mit ihrem En-

gagement gegen die Bruibachbrücke be-

wiesen, dass sie sachlich, aber bestimmt

politisiert – und das mit grossem Erfolg!

Monika Stocker an der 
SGA-Nominationsversammlung!

Die grüne Stadträtin von Zürich, Moni-

ka Stocker, wird an der Nominationsver-

sammlung vom 26. April (siehe auch

Veranstaltungskalender auf Seite 27)

über die erfolgreiche Wahlkampagne

der Stadtzürcher Grünen berichten.

Marianne Zehnder wird die zentralen

Inhalte vorstellen, die sie mit ihrer Kan-

didatur für den Zuger Stadtrat voran-

bringen will. ■

Marianne Zehnder, SGA/Parteilose Zug.



Der Bau eines neuen Zentralspitals

scheint in absehbarer Zeit Tatsache zu

werden. Damit wird die Liegenschaft

des Kantonsspitals an der Artherstrasse

in Zug frei und kann einer neuen

Nutzung zugeführt werden. BULLETIN-

Leser Hubert Baumgartner hat sich

dazu Gedanken gemacht.

Von Hubert Baumgartner, Zug
Bilder Hubert Baumgartner

Es ist sinnvoll, dass die Diskussion über

die Zukunft dieses prominent gelegenen

Ortes rechtzeitig begonnen und umfas-

send geführt wird. In diesem Sinn hat die

SVP-Fraktion des Grossen Gemeindera-

tes der Stadt Zug im Oktober 2001 eine

Motion eingereicht, die den Stadtrat dazu

auffordert, beim Kanton vorstellig zu

werden und sich dafür einzusetzen, dass

im Kantonsspital zukünftig «für alle Ein-

kommens- und Vermögensverhältnisse

qualitativ guter Wohnraum» geschaffen

wird. Bravo!

Schon im Sommer hat die «Zuger

Presse» eine Leserumfrage zur Zukunft

des Spitals gemacht. Bei dieser Gelegen-

heit habe ich erstmals meine Gedanken

zu dieser Frage formuliert. Ich tue dies

nun ein weiteres Mal, in der Hoffnung,

dass meine Ideen in der BulletinleserIn-

nenschaft einen fruchtbaren Boden fin-

den, durch Ideen, Erfahrungen und Wis-

sen von anderen Menschen bereichert

werden und zu einem Projekt gerinnen,

das in der absehbaren politischen Debat-

te ernst genommen wird. Da viele Zuge-

rinnen und Zuger starke emotionale Bin-

dungen zu diesem Ort haben, bleibt die

Anlage, die Architekturdokumente aus

anderthalb Jahrhunderten enthält, weit-

gehend erhalten und die Gebäude wer-

den für weitere dreissig Jahre fit ge-

macht. Für den Erhalt spricht auch die

Tatsache, dass die Liegenschaft jetzt eine

Ausnutzungsziffer von fast 1 aufweist.

Das heisst: auf einer Landfläche von

25400 m2 finden 24750 m2 anrechenbare

(=beheizte) Geschossfläche Platz. Bei ei-

nem Abriss mit Neugestaltung als

Arealbebauung kann nur noch mit einer

Ausnutzungsziffer von 0.8 bis 0.9, je

nach zukünftiger Zoneneinteilung, ge-

rechnet werden.

Auf dreissig Jahre hinaus

Die bestehenden Gebäude sollen als

Wohn- und Arbeitsräume umgenutzt

werden. Zusätzlich sollen öffentliche

Einrichtungen darin Platz finden. Die

Liegenschaft wird nicht vom Kanton um-

gebaut, sondern zum Beispiel für die

nächsten dreissig Jahre an eine Träger-

schaft, die in der Bevölkerung abgestützt

ist, vermietet. Sie übernimmt die Steue-

rungsfunktion in einem sozialen, politi-

schen und auch ökonomischen Experi-

ment: Sie vermietet einzelne Räume,

ganze Etagen oder sogar ganze Gebäude

an Einzelpersonen, Gruppierungen oder

Unternehmen zur Nutzung für die näch-

sten dreissig Jahre. Investitionskosten

für Um- und Ausbauten und deren

Amortisation liegen in der Verantwor-

tung der jeweiligen Mieterschaft.

Etwas konkreter könnte das so ausse-

hen: In den unterirdischen Lager- und

Kellerräumen werden Musikgruppen ih-

re Übungsräume einrichten. Vielleicht

entsteht noch ein kleines öffentliches

Aufführungslokal. Weitere derartige Lo-

kalitäten werden als Vereinsräume oder

als Lager genutzt. Räume mit Tageslicht

in den Unter- und Erdgeschossen wer-

den gewerblich genutzt. Einige Teile wie

z.B. die Gärtnerei, Physiotherapie, Werk-

stätten, können im ursprünglichen Sinn

weitergenutzt werden. Auch die Küche

und das Personalrestaurant behalten

ihren Zweck und werden durch bauliche

Anpassungen in ein öffentliches Restau-

rant mit Seesicht umgewandelt.

Büros, Ateliers, Läden

Weitere Räume, die entlang der Bahn-

linie gelegen sind und von grösseren Im-

missionen betroffen sind, können als

Büro-, Atelier- oder Verkaufsräumlich-

keiten umgenutzt werden. Diese Räum-

lichkeiten werden von den Mieterinnen

selber eingeteilt und für die jeweiligen

Bedürfnisse eingerichtet. Ich bin über-

zeugt, dass in den Untersuchungszim-

mern, Laborräumen, Operationssälen

ein befruchtendes Arbeitsumfeld ge-

schaffen werden kann. Im kleinen Rah-

men passiert das schon im Spital Baar

und in anderen umgenutzten Bauten in

der Region.

Eine weitere Kategorie von Räumen im

Erdgeschoss steht für Beratungsstellen,

Ambulatorium oder andere öffentliche

Einrichtungen zur Verfügung. Auch ein

Laden oder ein Ausstellungslokal ist vor-

stellbar.

Wohnen an bester Lage

Den volumenmässig grössten Teil bil-

den die verschiedenen Pflegetrakte. Die

Räume an dieser privilegierten Lage sollen

Freiraum schaffen

Vision Kantonsspital-Areal

Das Personalhaus: Künftig Wohnraum
für verschiedenste Bevölkerungs-
schichten. Aufgrund der Top-Lage ist
auch die Teilnutzung als Hotel denkbar.
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einer Nutzung als Wohnungen für ver-

schiedenste Bevölkerungsgruppen zuge-

führt werden. Das könnte so anfangen.

Ein Konsortium übernimmt das ganze

Personalhochhaus. Sie sanieren das Ge-

bäude baulich und erweitern es im Rah-

men der baugesetzlichen Möglichkeiten.

In den obersten Etagen wird luxuriöser

Wohnraum für eine finanzkräftige Mie-

terschaft eingerichtet. Für eine Gruppe

von initiativen Senioren, die sich ihr Le-

bensumfeld optimal einrichten wollen,

werden weitere Geschosse des Personal-

hauses nach deren spezifischen Bedürf-

nissen eingerichtet.

In den untersten Etagen findet auch

noch das luxuriöse Hotel Platz, das von

der guten Erschliessung mit Bus und

Stadtbahn profitiert und über genügend

Parkplätze im nächstgelegenen Park-

haus verfügt. Durch die Lage des Hoch-

hauses als isolierter Baukörper können

Immissionen der übrigen Arealnutzung

klein gehalten werden und unterstützen

damit den hohen Wert dieser Wohnlage

mit grossartiger Aussicht.

Ich selber werde mit weiteren Leuten

eine ganze Etage im südlichen Pflege-

trakt mieten. Da die Spitalzimmer sehr

solide gebaut sind, können wir mit mini-

malsten Umbauten unsere Wohnräume

in den bestehenden Spitalzimmern ein-

richten. Mit dem Einbau einer Sanitär-

zelle und eines Küchenelementes wer-

den zwei Zimmer meine Wohnbedürf-

nisse perfekt befriedigen. Im rückseitig

gelegenen Office richten wir vielleicht ei-

nen gemeinsamen Raum ein, während

sich in weiteren Nebenräumen einzelne

MitbewohnerInnen ihren Arbeitsplatz

einrichten: Im Ausguss die Fotografin

ihr Labor, in Dusche und Lagerraum der

Masseur seine Praxis, und im Fernseh-

zimmer schreibt die Beraterin ihre Kon-

zepte, die sie im ehemaligen Raucher-

zimmer ihrer Kundschaft präsentiert.

Platz für Träume

Für andere Lebensbedürfnisse und die

entsprechenden Wohnformen, aber

auch für weitere stille gewerbliche Nut-

zungen ist in den anderen Etagen und

Trakten noch genügend Platz. 

Die Grenzen der Nutzungsmöglich-

keiten werden durch die Gesetze und

hauptsächlich durch einen reibungsar-

men Betrieb gesetzt. Was mir interessant

und wesentlich erscheint: Das Kantons-

spital an seiner einmaligen Lage soll ein

Freiraum bleiben, der auch für folgende

Generationen Gestaltungs- und Nut-

zungsspielraum behält. In der Gegen-

wart bietet sich die Chance, verschiedene

Bevölkerungsschichten und verschiede-

ne Lebensformen an einem Ort zusam-

menzuführen. Diese integrative Funkti-

on hat das Spital seit jeher erfüllt. Es ist

ein schöner Gedanke, dieses Ideal in ei-

ner anderen Ausgestaltung an demsel-

ben Ort weiterzuführen. Der Region Zug

würde ein derartiges Experiment mit Si-

cherheit wohl tun und könnte vielleicht

eine Ausstrahlung in das soziale, kultu-

relle und hoffentlich auch wirtschaftliche

Umfeld erreichen. ■

Diese Gedanken und Träume sind konkret
formuliert, aber offen gemeint. Wer Lust hat
daran weiterzuspinnen oder ähnliche Pro-
jekte kennt, meldet sich bei:
Hubert Baumgartner, St. Johannesstrasse
40, 6300 Zug, h.baumgartner@dplanet.ch

Heute Kantonsspital, morgen ein Platz für Träume und Freiräume.
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Arbeitsrechtliche Streitigkeiten
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Die kantonsrätliche Justizprüfungs-

kommission beantragte im Mai 2000

die Schaffung einer Schlichtungsstelle

für arbeitsrechtliche Streitigkeiten, die

bei der Volkswirtschaftsdirektion hätte

angesiedelt werden sollen. Die Zuger

Gewerkschaftsbund (GBZ) schlug

dagegen die Gründung eines

eigentlichen Arbeitsgerichtes vor.

Von Bruno Bollinger, Präsident
Gewerkschaftsbund Zug
Bild Brigitte Weiss

Im Gegensatz zu vielen anderen Kanto-

nen kennt der Kanton Zug kein Arbeits-

gericht. Dies macht es für die Gewerk-

schaften nicht immer einfach, vor Ge-

richt die Interessen der Arbeitenden zu

vertreten. Im Kanton Aargau beispiels-

weise besteht ein Arbeitsgericht, das aus

Vertretern der Arbeitgeber und der Ar-

beitnehmer zusammengesetzt ist, die als

Laienrichter amten. In den meisten ar-

beitsrechtlichen Fällen (in erster Linie

geht es um Lohnzahlungen) sind es

Lohnabhängige, die für ihre Rechte kla-

gen müssen. Die diesbezüglichen Geset-

ze und Gesamtarbeitsverträge sind klar,

so dass häufig bereits die Vermittlung zu

einer Einigung führt. Zudem kommen

viele Fälle gar nicht zur Vermittlung, weil

sie schon durch eine Intervention der Ge-

werkschaften erledigt werden können.

Obligationenrecht verlangt 
raschest mögliche Erledigung

Das Obligationenrecht (OR) verlangt ei-

ne raschest mögliche Erledigung der ar-

beitsrechtlichen Streitigkeiten, denn für

einen Arbeitnehmer oder eine Arbeit-

nehmerin kann es von existentieller Be-

deutung sein, ob ein Verfahren einen

Monat oder ein ganzes Jahr dauert. Eine

Schlichtungsstelle, die nicht beim Ge-

richt angesiedelt ist, hätte ein solches

Verfahren nicht speditiver erledigt. Vor

Jahren wurde im Kanton Zug eine ähn-

lich vorgelagerte Instanz, der Friedens-

richter, mit der Begründung abgeschafft,

man wolle so Zeit sparen.

Eine Vermittlungsstelle ist ein Rechts-

mittel, eine richterliche Funktion, die ho-

he Unabhängigkeit erfordert, somit eine

klassische Funktion der Justiz und keine

Aufgabe der Verwaltung. Das kantonale

Amt für Wirtschaft und Arbeit gehört zur

Volkswirtschaftsdirektion und hat die

Einhaltung des Arbeitsgesetzes zu über-

wachen, was Interessenkonflikte nicht

ganz ausgeschlossen hätte.

Alternative für Arbeitsgericht 

Die Staatswirtschaftskommission schlug

dem Kantonsrat vor, die Vorlage

zurückzuweisen, damit der Vorschlag

der Gewerkschaften hätte berücksich-

tigt werden können. Die Justizprü-

fungskommission bekam so im Juni

2001 vom Zuger Kantonsrat den Auf-

trag, die Vorlage zu überarbeiten. Die

zwei Vertreterinnen der Alternativen

Fraktion setzten sich engagiert für die

Schaffung eines Arbeitsgerichts ein.

Vergeblich, die Mehrheit der Kommis-

sion hielt an der Idee der Schlichtungs-

stelle fest. Keine Unterstützung fanden

sie auch beim Präsidenten der Kom-

mission, der SP-Mitglied und Gewerk-

schafter ist. Der Kantonsrat lehnte im

April 2001 die Schaffung einer Schlich-

tungsstelle bei der Volkswirtschaftsdi-

rektion ab, gleichzeitig aber auch die

Gründung eines eigentlichen Arbeits-

gerichtes.

Für GBZ bleiben einige Fragen offen

Ende November 2001 gab dann das Ober-

gericht bekannt, dass beim Kantonsge-

richt zwei Schlichter im Nebenamt ein-

gesetzt worden sind. Für den GBZ blei-

ben aber noch einige Fragen offen: Wie-

so müssen Rechtsanwälte als Schlichter

amtieren? Wäre da ein Gerichtsschrei-

ber, der mit der Praxis des Gerichtes bes-

ser vertraut ist, nicht effizienter gewe-

sen? Wieso wurde keine paritätische

Schlichtungsstelle geschaffen? Viele

Kantone kennen solche Instanzen und

machen gute Erfahrungen damit. Will

man da bewusst die eine Seite aus-

schliessen?

Diese Bedenken verstärken sich, denn

als Schlichter sind zwei Anwälte aus dem

Umfeld der CVP und der FDP gewählt

worden. Beide gehören zudem Anwalts-

büros an, die sich eher für die Interessen

der Kapitalgeber einsetzen.

Es ist bedauerlich, dass die Zuger

Behörden es verpasst haben, eine Lösung

zu finden, die das Vertrauen des arbei-

tenden Volkes in die staatlichen Stellen

verbessert hätte. ■

Eingang zum Zuger Gericht, doch im
Gegensatz zu vielen anderen Kantonen
kennt der Kanton Zug kein
Arbeitsgericht.

Schlichter        statt  Richter



Ende Mai steht der Kantonsrat vor der

Frage: Sollen 2,377 Millionen Franken in

umweltschädliche Überkapazitäten

investiert oder einer Stiftung für soziale

Härtefälle geschenkt werden?

Von Josef Lang, Kantonsrat Alternative
Fraktion, Mitglied vorberatende
Kommission zu Zugs Beteiligung an
«Swiss».

Schon im Dezember 2001 gab die SGA

bekannt, dass sie die Beteiligung an der

neuen Luftfahrtgesellschaft ablehnt. Als

Alternative schlugen wir vor, die 2,337

Millionen Franken oder einen höheren

Betrag den seitens des Bundes zu kurz

gekommenen Sozialplänen zur Verfü-

gung zu stellen.

Härtefonds statt Aktien

Am 14. März 2002 haben sich die sieben

Mitglieder der 15-köpfigen Kantonsrats-

kommission, welche die Swiss-Beteili-

gung ablehnen, auf einen gemeinsamen

von Manuela Weichelt entwickelten Al-

ternativvorschlag geeinigt. Statt das Geld

in teure Maschinen, die marktmässig

überflüssig sind, die Luft verunreinigen

und Lärm verursachen, zu investieren,

soll es einer Stiftung für Härtefälle zur

Verfügung gestellt werden. Zu diesen

gehören beispielsweise Schwangere, die

mit dem Ende der Swissair ihren Job ver-

lieren und keine Arbeitslosenunterstüt-

zung bekommen, weil sie nicht vermitt-

lungsfähig sind. Ein weiterer Zweck die-

ser Stiftung ist die Umschulung und

Weiterbildung arbeitslos gewordener

Menschen.

Milliarden-Missgriff

Im Unterschied zur SVP haben wir keine

grundsätzlichen Einwände gegen ein wirt-

schaftliches Engagement der öffentlichen

Hand. Da der Markt, wie das Grounding

der Swissair zeigt, immer mehr versagt,

braucht es wieder mehr staatliche Eingrif-

fe. Aber der Eingriff, um den es hier geht,

ist ein milliardenteurer Missgriff.

In der Luftfahrt gibt es riesige Überka-

pazitäten. Es gibt nichts Dümmeres, als

in eine Branche Kapital zu investieren, in

der bereits zu viel Kapital investiert wur-

de. Dazu kommt, dass der Schweiz mit

ihrem kleinen Heimmarkt alle Voraus-

setzungen fehlen, einen eigenen inter-

kontinentalen Hub wirtschaftlich zu be-

treiben. Schwer wiegt auch, dass mit der

Förderung der Luftfahrt einer der Haupt-

konkurrenten für Kurz- und Mittel-

strecken (bis 600 km) benachteiligt wird

– nämlich die bedeutend umweltscho-

nendere Bahn. 

Die gesamthaft zwei Milliarden Fran-

ken, welche Bund, Kantone und Ge-

meinden in die Luftfahrtgesellschaft in-

vestieren, müssen andernorts eingespart

werden, beispielsweise bei der Bildung

und beim öffentlichen Verkehr. Verkehr-

ter können öffentliche Ausgaben kaum

getätigt werden.

Unökologisch und unsozial

Das Flugzeug ist das Massenverkehrs-

mittel, das am stärksten zur Klimakata-

strophe beiträgt. Wer von Zürich nach

Paris und zurück fliegt, bläst etwa 150 Ki-

lo Treibhausgase in die Luft; mit dem

Zug wären es weniger als drei Kilo. Ne-

ben der Lunge leiden auch die Ohren: In

der Zürcher Kantonsratsdebatte hat es

der Wallisellener Sozialdemokrat Ruedi

Lais auf den Punkt gebracht: «Die Bevöl-

kerung hat nun nicht nur den Lärm zu er-

tragen, sondern auch noch die Gewiss-

heit, dass dieser Lärm mit Steuergeldern

finanziert wird.»

Sozialpolitisch ist es ein Skandal, dass

bei den milliardenschweren Finanzsprit-

zen die Sozialpläne praktisch leer ausge-

gangen sind. Dazu kommt, dass die

Swiss nur funktioniert, wenn die Löhne,

auch die mittleren

und tiefen, gesenkt

werden. Der Bund

und die Kantone

pumpen Geld in ein

Unternehmen, das

nur dank Sozialdum-

ping überlebt.

Noch nie wurden

mit so viel Geld so we-

nige Arbeitsplätze er-

halten. Die öffentli-

che Hand investiert

für jeden Arbeitsplatz

gegen 200’000 Fran-

ken. Beispielsweise

schlägt das 1997 vom

Parlament beschlos-

sene Investitionspro-

gramm mit knapp

80’000 Franken pro

geschaffene Stelle zu

Buche. Im Unter-

schied zu den jetzigen

Bundesgeldern lö-

sten die damaligen,

die hauptsächlich in

die Bauwirtschaft zur

Erhaltung der Infra-

struktur flossen, zu-

sätzliche Investitio-

nen aus. Zudem han-

delt es sich bei der

Luftfahrtgesellschaft

um unsichere Ar-

beitsplätze. 

Wem es am Herzen

liegt, dass Maschinen

mit dem Schweizer-

kreuz auf der Heck-

flosse rumfliegen, der

stimmt für die Aktien.

Wem wichtiger ist,

dass betroffenen Men-

schen geholfen und in

eine ökologischere

Zukunft investiert

wird, unterstützt den

Alternativvorschlag. ■

Zuger Beiteiligung an «Swiss»
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Solidarität mit Maschinen
oder mit Menschen?



Der Wald nach «Lothar»

«Borkenkäfer gehören 
zum Wald!»

BULLETIN-Leserinnen und -Leser mit

gutem Erinnerungsvermögen ist Albin

Schmidhauser kein Unbekannter. In

einem Interview vor zwei Jahren

relativierte er unter anderem die Folgen

von Lothar. Vor sieben Jahren wies er in

einem vielbeachteten Interview auf den

damals noch weitgehend ignorierten

negativen Einfluss der Boden-

veränderung auf den Zustand des

Waldes hin.

Interview Martin Stuber (am 18.01.2002)
Bilder Arlene Wyttenbach

BULLETIN: Zwei Jahre nach Lothar, dem

schlimmsten Sturm im letzten Jahrhun-

dert mit volkswirtschaftlichen Schäden

von rund 1,8 Milliarden Franken – lässt

sich aus der Sicht des Försters eine erste

Bilanz ziehen?

Albin Schmidhauser: Augenfällig zumin-

dest für die Regionen des Mittellandes

war die rasche Aufrüstung der Wind-

wurfflächen. Dies sowohl im kleinparzel-

lierten Privatwald wie in den Waldungen

grosser öffentlicher Waldeigentümer

mit professionell geführten Forstbetrie-

ben. Der hohe Mechanisierungsgrad in

der Waldwirtschaft, vorangetrieben ins-

besondere durch die Forstunternehmun-

gen, hat dies ermöglicht. Höchst erfreu-

lich ist, dass bei steigender Produktivität

die Unfallhäufigkeit verglichen mit der

Aufrüstkampagne nach dem Sturm Vivi-

an von 1990 markant zurückging.

Trotz der raschen und meist umfas-

senden Aufrüstung kann noch nicht ab-

schliessend festgestellt werden, wie hoch

der Anteil an verbleibenden Bäumen mit

Wurzel- oder Rindenschäden ist. Solche

Bäume können unter geringeren Wind-

oder Schneelasten fallen oder brechen.

Auch können ihre Abwehrmechanis-

men gegenüber dem Befall durch schädi-

gende Organismen geschwächt sein.

Hier kommt es zu Folgeschäden, ihr

Umfang ist aber noch ungewiss.

Es ist festzustellen, dass sich die von

Lothar verursachten Blössen ohne

menschliche Eingriffe – das heisst durch

Ansamung oder Samenanflug – sehr

stark und in der Regel gut verjüngen. Die-

se Verjüngung ist zum heutigen Zeit-

punkt allerdings noch nicht gesichert, ei-

ne optimale Artenzusammensetzung

ebenso wenig.

BULLETIN: Die Natur ist also nicht per se

ein guter Wundenheiler?

Albin Schmidhauser: Doch, die Natur

funktioniert super. Aber nicht unbedingt

im Interesse der wirtschaftlichen Nut-

zung durch den Menschen. Wenn eine

Blösse mit wilden Brombeeren bedeckt

ist, verzögert sich die natürliche Verjün-

gung mit nutzungsfähigen Baumarten

um ein paar Jahre. Viele Waldeigentü-

mer haben deshalb auch Pflanzen künst-

lich eingebracht.

BULLETIN: Neben den Menschen gibt es

ja auch noch die Tiere, die von der Wald-

entwicklung betroffen sind.

Albin Schmidhauser: Ich sehe vor allem

zwei: das Rehwild und die Borkenkäfer.

In den Windwurfgebieten erleben wir

ein üppiges Wachstum der Bodenvegeta-

tion. Damit verbessert sich unter ande-

rem das Nahrungsangebot für das Reh-

wild. Es ist damit zu rechnen, dass die

Rehwildpopulationen markant anstei-

gen.

BULLETIN: Schön für die Jäger!

Albin Schmidhauser: Denkste! Nebst

dem Nahrungsangebot nehmen nämlich

auch die Deckungsmöglichkeiten für das

Wild zu! Die Windwurfflächen werden in

zwei bis fünf Jahren – je nach Standort –

mannshoch und für die Jäger undurch-

dringlich sein. Die Bejagungsmöglich-

keiten werden für einige Jahre erschwert.

Das starke Rehwildwachstum fordert

aber nicht nur die Jäger, es betrifft auch

die Waldentwicklung. Es zeigt sich, dass

gerade in früheren Monokulturgebieten

das Wild selektiv vorgeht und seltenere,

aber erwünschte Baumarten als Nah-

rung bevorzugt.

BULLETIN: Und was ist die bevorzugte

Nahrung des Borkenkäfers?

Albin Schmidhauser: Grundsätzlich

gehören die Borkenkäfer zum Waldöko-

system, sie sind ein natürliches Mitglied

der Waldfauna. Dann eine Präzisierung:

Wir reden beim Borkenkäfer in erster Li-

nie von einer Spezies: vom Ips typogra-

phus, dem Buchdrucker. Nach Lothar ist

viel brutfähiges Material vorhanden: ge-

schwächte Fichten, umgeworfene Fich-

ten mit Bodenverankerung durch die

Wurzeln, stehende Strünke, aufgeworfe-

ne Wurzelteller. Unter deren Rinden ver-

mehrt sich der Buchdrucker stark. Er 

frisst sich durch die Rinde. Unter günsti-

gen Bedingungen kann ein einzelnes

Borkenkäferweibchen in einer Vegetati-

onsperiode mehrere tausend Nachkom-

men haben.

BULLETIN: In einem Artikel der «Neuen

Zuger Zeitung» vom Dezember 2001

spricht ein Revierförster aber nur von ei-

ner Verfünf- bis Verachtfachung des Bor-

kenkäferbestandes.

Albin Schmidhauser: Verzögert zur Ent-

wicklung der Borkenkäferpopulation

entwickeln sich auch die Populationen

der natürlichen Antagonisten – z.B. räu-

berische Insekten wie Ameisenbuntkä-

fer und Kamelhalsfliegen, schmarotzen-

de Insekten wie die Schlupfwespen, Bak-

terien, Pilze und eine Vielzahl von Vö-

geln, insbesondere die Spechte.

BULLETIN: Also sind die vermehrungs-

freudigen Frau und Herr Buchdrucker

nur ein kurzfristiges Ärgernis?

Albin Schmidhauser: Diese Frage kann

nicht mit Ja oder Nein beantwortet wer-

den. Das Zusammenspiel der natürli-
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chen Einflussfaktoren auf die Borkenkä-

ferentwicklung und der vom Menschen

dagegen ergriffenen Bekämpfungs-

massnahmen ist noch weitgehend unbe-

kannt. Wir können durch Entnahme der

befallenen Bäume während der Brutzeit

der Käfer die Populationen abschöpfen.

Dazu müssten aber die Bäume über

Tüchern oder Planen entrindet werden

und anschliessend müsste die Rinde mit-

samt den Käfern verbrannt werden. Es

genügte auch, die Bäume mit handge-

führten Entrindungsmaschinen zu ent-

rinden. Die dabei entstehenden kleinen

Rindenstücke trocknen sehr schnell aus

und die Entwicklung des Käfers wird un-

terbrochen. Ich spreche im Konjunktiv,

weil diese Tätigkeit heute in aller Regel

nicht mehr ausgeführt wird. Die Wir-

kung der Massnahme ist fraglich, wenn

Bäume gefällt, mit Maschinen an den La-

gerplatz gerückt und dort gelagert wer-

den. Bleibt die Rinde intakt, geht das

Brutgeschäft nämlich weiter.

Auch ist zu bedenken, dass durch die

Entnahme befallener Bäume gesunde

Bäume geschädigt werden können oder

freigestellt werden, so dass diese zum

Beispiel Sonnenbrand erleiden. In bei-

den Fällen entstehen Rindenverletzun-

gen, die Bäume werden geschwächt und

wir haben neue Eintrittspforten für die

Borkenkäfer.

Albin Schmidhauser, Zug

47 Jahre alt, Vater von zwei Kindern.

1979-84: Förster beim Wald-

wirtschafts-Verband Schweiz in

Solothurn.

1984-89: Studium der Forst-

wissenschaften an der ETH Zürich.

Seit 1990: Assistent/wissenschaft-

licher Mitarbeiter Professur für

Forstpolitik und Forstökonomie an

der ETHZ.

1996: Promovierung als Dr. sc. techn.

mit einer Arbeit über die Rolle von

Interessensgruppen in der

schweizerischen Forstpolitik.

Bis 1999: ETH Oberassistent 

Seit 1.11.1999: Kreisförster im

luzernischen Forstdienst; dort auch

verantwortlich für die kantonale

Holzförderung.
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«In dem vom Menschen bewirtschafteten Wald fehlt die ökologisch überaus
wertvolle Alters- und Zerfallphase», konstatiert Albin Schmidhauser.



Die Geschichte der Borkenkäferkala-

mitäten in Mitteleuropa lässt keinen Wir-

kungszusammenhang zwischen den er-

griffenen Massnahmen und dem Ende

eines epidemischen Borkenkäferbefalls

erkennen. Es sind immer Witterungsein-

flüsse wie langanhaltende nasskalte Peri-

oden im Frühling, welche zum Zusam-

menbruch von Borkenkäferpopulatio-

nen führen. Wie weit die natürlichen An-

tagonisten daran beteiligt sind, ist Ge-

genstand der laufenden Feldforschung.

Solche Kreisläufe dauern immer mehre-

re Jahre.

BULLETIN: Und sie funktionieren unab-

hängig davon, welche Massnahmen in

Windwurfgebieten ergriffen werden?

Albin Schmidhauser: Oder unterlassen

werden! Beobachtungen im Raum

Sörenberg nach Vivian 1990 zeigten,

dass die Ausbreitung des Buchdruckers

nach drei Jahren von alleine zum Stehen

kam. Andererseits ist im bayerischen Na-

tionalpark eine Borkenkäfermassenver-

mehrung im Gange, die sich nach einer

ersten Stagnation jetzt schon während

mehr als sieben Jahren ungehemmt aus-

breitet. 

BULLETIN: Die Buchdruckerepidemie

kann also die Erneuerung des Waldes be-

schleunigen?

Albin Schmidhauser: Generell Ja.

BULLETIN: Ist also das Fällen von dürren

Bäumen während der Winterzeit, wie

ich es schon mehrfach beobachtet habe,

eine Massnahme gegen den Buch-

drucker?

Albin Schmidhauser: Die Mehrheit der

Käfer überwintert im Boden. Nur eine

kleine Anzahl verbleibt unter der Rinde.

Die Entnahme von Bäumen, bei denen

Borkenkäfer ausgeflogen sind, hat keine

phytosanitarische Wirkung mehr. Sol-

che Bäume können in den Tieflagen pro-

blemlos als Dürrständer stehen gelassen

werden.

In geneigten Höhenlagen kann das

Schneegleiten die Erneuerung verhin-

dern. Dort müssten meines Erachtens

dürre Bäume unbedingt stehen gelassen

oder an Ort und Stelle quergelagert wer-

den, damit das Abgleiten von Schnee ver-

hindert wird.

BULLETIN: Wieso werden sie denn raus-

geholt?

Albin Schmidhauser: Es sind die Vorstel-

lungen des Menschen über einen aufge-

räumten Wald.

BULLETIN: Ist das ökonomisch haltbar?

Albin Schmidhauser: In dem vom Men-

schen bewirtschafteten Wald fehlt die

ökologisch überaus wertvolle Alters- und

Zerfallphase. Es fehlt insbesondere Alt-

und Totholz, da der Mensch die Bäume

zum wirtschaftlich optimalen Zeitpunkt

erntet. In diesem Alter sind die Bäume

aber noch physiologisch gesehen junge

Bäume. Eine Eiche wird beispielsweise

bis zu 600 Jahre alt. Bei uns wird sie mit

120 bis 180 Jahren geerntet. Das hat Kon-

sequenzen. Als Lebensraum für eine

ganze Reihe von Tieren und auch Pilzen

wird die Eiche erst in einem höheren Al-

ter relevant. 

Zur Wirtschaftlichkeit Deiner Beo-

bachtung: Nach Lothar sind die Holz-

preise einzelner Sortimente bis zu 40%

gesunken. Vom Borkenkäfer befallenes

Holz sinkt in der Regel noch einmal um

ein weiteres Drittel. Die Holzpreissituati-

on ist seit Lothar immer noch sehr ange-

spannt. Wäre es da nicht sinnvoller, den

bereits vom Borkenkäfer geschädigten

und verlassenen Baum stehen zu lassen

statt den Holzmarkt mit noch mehr

tiefstpreisigem Holz zu beliefern?

BULLETIN: Also: wieso wird dieser Baum

nicht stehen gelassen?

Albin Schmidhauser: Dazu müsste man

die Waldeigentümer befragen. Ich ver-

mute, dass ihnen der Gedanke unerträg-

lich ist, einen dürren Baum im Wald ste-

hen zu haben. Oder dass er durch staatli-

che Fördermittel zu dieser Massnahme

ermuntert oder durch Anordnung gar ge-

zwungen wird.

BULLETIN: Wie sehen diese Fördermass-

nahmen aus?

Albin Schmidhauser: Der Bund und viele

Kantone unterstützen die Nutzung sol-

cher Bäume mit einer Defizitgarantie für

die Waldeigentümer unter dem Titel:

«Massnahmen zur Verhütung von Wald-

schäden durch Borkenkäferbefall». Die-

se Förderung ist gerechtfertigt, wenn es

effektiv gelingt, die Bäume während der

Brutzeit der Borkenkäfer zu entfernen

und die Käferpopulation wirklich abzu-

schöpfen. Diese Eingriffszeit ist sehr be-

schränkt, je nach Witterungsverlauf be-

trägt sie nur zwei bis drei Monate im Jahr

und dies zu einer Zeit, wo die zahlen-

mässig grösste Kategorie der Waldei-

gentümer – die Landwirte – auf ihrem

Hof Hochsaison haben. Das bedeutet,

dass viele phytosanitarische Massnah-

men im Wald zu spät kommen und da-

mit wirkungslos sind.

Darüber hinaus ist es auch fraglich,

wie weit staatliche Mittel eingesetzt wer-

den dürfen, wenn deren Wirkung – wie

oben erwähnt – der weiteren Vermeh-

rung Vorschub leisten kann.

BULLETIN: Von welchen Beträgen reden

wir da?

Albin Schmidhauser: Der Bund hat ge-

stützt auf das Waldgesetz rund 510 Mil-

lionen Franken inklusive rückzahlbarer

Darlehen über eine Laufzeit von 4 Jahren

zur Verfügung gestellt. Hinter den ein-

zelnen Förderrubriken stehen ganze

Fächer von möglichen Massnahmen.

Den im Bereich der Rohholzproduktion,

Beiträge an defizitäre Holzschläge, La-

gereinrichtungen und Borkenkäfer-

bekämpfung anzusetzenden Betrag

schätze ich auf rund 150 Millionen Bun-

desfranken. Diese Gelder lösen immer

auch Kantonsbeiträge aus.

Der Wald nach «Lothar»
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BULLETIN: Eine Menge «Holz». Wo fehlt

dieses Geld stattdessen?

Albin Schmidhauser: Ironischerweise im

Wald. Um das zu verstehen, braucht es ei-

nen Blick auf die Marktwirkungen sol-

cher Fördermittel. Ich kann meine An-

sicht nicht beweisen, sie lässt sich aber

aus der Entwicklung der Holzpreise in

Mitteleuropa nach Lothar ableiten. Im Ja-

nuar 2002 durchgeführte Tagungen an

der Universität Freiburg im Breisgau und

der ETH Zürich stützen meine These.

In den ersten Wochen nach Lothar

wurden Beträge in der Grössenordnung

von 40 bis 50 Franken pro m3 geschädig-

tes Holz als notwendige minimale Hilfe

an die Waldwirtschaft genannt. In den

benachbarten Ländern umfassten die

Fördermittel lediglich 3 bis 5 Euro pro m3.

Die Holzpreisentwicklung bis zu Ostern

2000 sah folgendermassen aus: In der

Schweiz sanken die durchschnittlichen

Holzerlöse in etwa um die vormals dis-

kutierten Beträge, ohne dass in der Zwi-

schenzeit seitens des Bundes schon ent-

sprechende parlamentarische Beschlüs-

se gefasst worden wären. In unseren

Nachbarländern waren die Preissenkun-

gen im Rahmen der dort in Aussicht ge-

stellten Fördermittel. Die Endpreise für

verarbeitetes Holz (Schnittware) hinge-

gen blieben auf dem Niveau vor Lothar.

Dies ist ein deutlicher Hinweis, dass

diese öffentlichen Gelder an den eigent-

lichen Adressaten – den Waldbesitzern –

vorbei an andere Endempfänger gelenkt

worden sind.

BULLETIN: Wer hat profitiert?

Albin Schmidhauser: Einerseits haben

die Holzhändler und die Sägereien zu-

sammen es offensichtlich geschafft, die

Subventionen in ihre Taschen zu lenken.

Andererseits profitierten auch die Forst-

unternehmungen über höhere Stück-

kosten respektive tiefere Kaufpreise für

die Übernahmen von «Holz ab Stock».

BULLETIN: Was sähe eine gerechte Sub-

ventionierung aus?

Albin Schmidhauser: Die Produktion

marktfähiger Produkte darf nicht sub-

ventioniert werden. Die Unterstützung

muss in Massnahmen fliessen, mit de-

nen die Ziele der nationalen respektive

der kantonalen Waldpolitiken erreicht

werden können. Nach Lothar zum Bei-

spiel die Schaffung und Pflege standort-

gerechter Bestände – eben die weiter

oben erwähnten natürlichen Waldgesell-

schaften. Im Mittelland heisst das in der

Regel: Laubmischwald statt Fichten-

Monokulturen.

BULLETIN: Das erinnert an die Direkt-

zahlungen an Bio-Bauernbetriebe, die an

bestimmte Produktionsmethoden ge-

knüpft sind.

Albin Schmidhauser: Die Parallelen sind

da. Staatliche Finanzhilfen für den Wald

sollten an konkrete Leistungen gebun-

den sein.

BULLETIN: Du hast in den letzten beiden

Interviews die Wirkungszusammenhän-

ge zwischen Luftverschmutzung, Über-

düngung des Bodens und Verschlechte-

rung des Waldzustandes erklärt.* Weiss

man inzwischen mehr und hat Lothar in

dieser Hinsicht Folgen gehabt?

Albin Schmidhauser: Forschungen des

Institutes für angewandte Pflanzenbiolo-

gie aus Schönenbuch BL, das auch im

Kanton Zug Felduntersuchungen durch-

geführt hat, bestätigen die damals be-

fürchteten Wirkungszusammenhänge.

Lothar hat einen starken Mechanisie-

rungsschub in der Waldwirtschaft zur

Folge gehabt. Durch unsachgemässen

Einsatz von schweren Holzerntemaschi-

nen sind vielerorts Waldböden verdichtet

worden. Diese Verdichtung verschlim-

mert die Wirkungen der sauren Nieder-

schläge im Boden. Solche Böden benöti-

gen oft Jahrzehnte zur Regeneration.

BULLETIN: Ist dies bei der Subventionie-

rung nicht berücksichtigt worden?

Albin Schmidhauser: Ein Kriterium für

die Ausrichtung des tieferen Ansatzes ist

die flächige Bodenverdichtung durch

Erntemaschinen und Rückefahrzeuge.

Diese Kriterien sind gleich zu Beginn der

Räumungskampagne kommuniziert

worden und haben aus meiner Sicht zu

einem mehrheitlich pfleglichen Einsatz

geführt. ■

* Die Aussagen beider Interviews sind

immer noch gültig. Abrufbar auch unter

www.sga-zug.ch/bulletin

Der Wald nach «Lothar»
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Buch 

Der (letzte) Stapel 
neben meinem Bett

Von Ula Schiesser

Mit dieser Kolumne nehmen
wir den Hut, meine Freundin
Charlotte und ich. Wir fin-
den, Sie haben genug mit
uns gelesen und gelebt. Be-
vor wir aber leise winkend
aus Ihrem Leben verschwin-
den, wollen wir Ihnen noch
einmal Literatur ans Herz le-
gen. Und da wir immer sai-
sonbewusst sind, schwärmen
wir für drei Bücher über ver-
schiedene Arten von Liebe.
Über die Liebe zwischen
Freunden und zwischen den
Geschlechtern erfahren wir, 

wenn wir den neuen Roman
von Philip Roth «Der mensch-
liche Makel» lesen. In diesem
letzten Teil seiner amerikani-
schen Trilogie lässt Roth den
Schriftsteller Nathan Zucker-
man, Roths Ich-Erzähler und
Double, die Geschichte von
Coleman Silk erzählen. Als
extrem hellhäutiges Kind
afroamerikanischer Eltern,
das überall als Weisser
durchgeht, erfindet er für
sich eine neue Identität als

Jude, führt sozusagen den
amerikanischen Traum ad
absurdum und lebt fortan
wurzellos mit diesem Ge-
heimnis. Im Sommer 1998,
nach einer langen Karriere
als Dekan, wird Silk des Ras-
sismus gegen Schwarze be-
zichtigt, weil er in einem Se-
minar zwei Worte sagt, die
man falsch auslegen kann,
wenn man unbedingt will.
Silk ist nun als Rassist ge-
brandmarkt und verlässt das
College verbittert. Als wenig
später seine Frau plötzlich
stirbt, sieht er auch sie als
Opfer von Heuchlern und
Saubermännern. Mit 70 Jah-
ren lernt Silk Faunia kennen,
eine Frau, halb so alt wie er,
mit der er ein nächtliches Le-
ben voller Freiheit lebt. Der
Ex-Mann von Faunia kommt
ins Spiel und Silks Leben en-
det abrupt und tragisch (wie,
das lesen Sie bitte selber!).
Man steigt aus diesem Ro-
man wie aus einer Achter-
bahn: atemlos und durchein-
ander geschüttelt. Und
möchte gleich wieder einstei-
gen, weil man weiss, dass
man höchstens die Hälfte
mitbekommen hat.

Und ich bleibe bei Philip
Roth, weil er noch ein Buch
geschrieben hat, das mich
«gerettet» hat, kurz nachdem
meine Schwester einen
langsamen, schrecklichen
Tod gestorben war. Zum er-
sten Mal, seit man uns in der
vierten Klasse die Broschüre
«Das Buch – Dein Freund»
in die Hand gedrückt und
uns im Glauben gelassen hat-
te, es gäbe gegen jeden
Schmerz die richtige Litera-
tur, fand ich mich in der La-
ge, dass nichts Geschriebe-
nes helfen konnte. Da fand
mich Philip Roths Buch
«Mein Leben als Sohn» und
erreichte mich in meinem

Nichtverstehen, meiner Wut
und meinen Zweifeln an mir
selber. Roth beschreibt darin
Krankheit, Leiden, Zerfall
und Tod seines starken, her-
rischen Vaters. Er beschreibt
die ganze Ambivalenz, die
Zärtlichkeit, den Wunsch,
das Sterben möge schon vor-
bei sein – ein Wunsch, der
nie schuldlos bleibt, denn
«vorbei» bedeutet in diesem
Fall immer den Tod des
Kranken. All die Angst vor
dem, was noch kommen
könnte und die schlimmste
Angst vor dem Alleinbleiben,
die einen nächtelang egoi-
stisch heulen lässt. Das Ver-
rückte an diesem Buch über
die schwere Sohnesliebe ist,
dass es manchmal witzig ist,
rührend, warm und span-
nend. Lesen Sie es einfach.

Aber mit so schwerer Kost
entlassen wir Sie nicht. Lie-
besgeschichten können auch
leichtfüssiger daherkom-
men. So traf mich wieder ein-
mal der Blitz des Habenwol-
lens, als ich in der Buchhand-
lung das Buch von Anna Ga-
valda sah, mit dem wunder-
baren Titel «Ich wünsche mir,
dass irgendwo jemand auf

mich wartet». Wollen Sie den
letzten guten Ratschlag mei-
ner Freundin Charlotte
hören? «Dieses Buch musst
du dir von deinem Liebsten
vorlesen lassen. An einem
schönen Frühlingsmorgen,
wenn etwas Licht durch die
Jalousien dringt, unter einer
weissen Decke. Er muss rie-
chen wie Milch und Safran
und seine Stimme muss et-
was heiser sein. Freut euch
zusammen, wenn die Liebe
gelingt und flüchtet unter die
Decke vor dem grossen Un-
glück, das plötzlich herein-
brechen kann.»

Liebe Charlotte, mein Lieb-
lingsmann jammert bereits
nach zehn Minuten nach sei-
nem Frühstück und dass ihm
die Lesebrille immer von der
Nase rutscht. Und die Toch-
ter lässt fragen, ob sie mit
den Freundinnen bei uns
frühstücken darf …  was soll
ich tun?

«Komm zu mir, wir machen
einen Sofa-Vorleseabend und
lachen über unsere romanti-
schen Ideen. Übrigens müs-
sen wir uns überlegen, wie
wir ohne Bulletin weiterle-
ben sollen.». ■

Literaturangaben

■ Philip Roth: Der menschli-

che Makel.

■ Philip Roth: Mein Leben als

Sohn.

■ Anna Gavalda: Ich wünsche

mir, dass irgendwo jemand

auf mich wartet.



Zuger Kinos

Von Thomas Ulrich

«Elling»

Als Ellings Mutter mit 40 Jah-
ren stirbt, wird er völlig abge-
schottet von der Aussenwelt
lebend in ihrer Wohnung
aufgefunden. Er kommt in ei-
ne Anstalt und erhält zwei
Jahre später die Chance, mit
seinem Zimmergenossen
Kjell Bjarne ein neues, unab-
hängiges Leben in der Gesell-
schaft aufzubauen. Dank der
Mithilfe eines Heimange-
stellten erhalten die beiden
ein Zimmer in Oslo, wo sie
nun beweisen müssen, dass
sie es auch auf eigene Faust
schaffen. Dies ist keineswegs
einfach, besonders für Elling,
der schon eine Höllenangst
davor hat, ein Telefon zu be-
antworten oder in den Ein-
kaufsladen um die Ecke zu
gehen. Aus einer Trotzreakti-
on heraus wagt sich Elling ei-
nes Abends an einen Lyrik-
abend, wo er Alfons, ein In-
tellektueller der alten Garde,
trifft und sich mit ihm be-
freundet. Der konservative
Elling ist so frustriert von der
modernen Poesie dieses
Abends, dass er beschliesst,
selber Gedichte zu schreiben.
Er wird zum mysteriösen
«Sauerkrautpoeten E.», der
seine Werke in entsprechen-
de Packungen im Super-
markt steckt. Währenddes-
sen macht sich Kjell – noch
ganz «Jungfrau» – an Reidun
ran, die gerade in der Woh-

nung weiter oben wohnt …

Die Story ist eigentlich ganz
unspektakulär und auch
nicht wichtig. «Elling» ist
aber ein weiteres Beispiel für
kleines und gutes europäi-
sches Kino mit Herz, das
von wahren Menschen und
nicht von irgendwelchen
Fantasiefiguren handelt. Der
Film lebt nicht von der
Handlung, sondern wird von
seinen fein ausgearbeiteten
Charakteren getragen, die
witzig und tragisch zugleich
sind. Elling ist ein egozentri-
scher und komischer Kauz,
der aber immer wieder sym-
pathisch daher kommt.
Mein Liebling war aber der
leicht bescheuerte Riese mit
Herz und harter Birne Kjell.
Mit dem würde ich gerne
mal auswärts essen gehen -
endlich mal jemand, der
(auch) einen anständigen
Appetit hat und nicht schon
nach dem zweiten Gang
schlapp macht.

Ingvar Ambjornsen hat
mehrer Romane über Elling
geschrieben. Einer davon
wurde auch als Theaterstück
adaptiert, für welches eben-
falls Petter Naess Regie führ-
te. Per Christian Ellefsen
spielte auch darin schon die
Rolle des Elling. Dies dürfte
dem Film sehr geholfen ha-
ben, denn Elling kommt als
perfekt geformter Charakter
hinüber. Der Film wurde für
den Oscar als bester fremd-
sprachiger Film nominiert
und startet in der deutschen
Schweiz voraussichtlich am
18. April 2002.

«Elling»
Von Petter Naess.
Mit Per Christian Ellefsen,
Sven Nordin uva.
1:1.66, Dolby SR, 84 Min.
Verleih: Ascot-Elite.
Start: 18. 4. 2002.

«The Royal Tenenbaums»

«The Royal Tenenbaums»
ist in mancher Hinsicht das
pure Gegenteil von «Elling».
«Elling» kommt mit vier Fi-
guren und Statisten aus, in
«Tenenbaums» wimmelts
von Charakteren, die von ei-
nem Staraufgebot gespielt
werden. Der Tenenbaum-
Clan ist höchst künstlich, die
Story des ausgestossenen
Vaters, der alles wieder gut
machen will, durchkonstru-
iert. Trotzdem hat auch die-

ser Film seinen Reiz. Denn
sein Humor schleicht sich
einem überraschend subtil
ins Gehirn, es gibt keine
«Brüller». Das Ensemble ist
spitze und die Ausstattung
sogar genial. Entsprechend
wurde das Drehbuch für ei-
nen Oscar nominiert. 

«The Royal Tenenbaums»
Von Wes Anderson.
Mit Gene Hackman, Anjelica
Huston, Bill Murray, Gwyn-
eth Paltrow, Ben Stiller,
Danny Glover, Owen Wilson.
1:2.35, Dolby Digital, 108 Min.
Verleih: Buena-Vista.

«Elling» oder «The Royal Te-
nenbaums» oder beide – viel
Spass! Und pressiert, falls
ihr die «Tenenbaums» noch
sehen wollt. ■

Erwina Winiger Jutz,
Cham (Alternative)

Erwina Winiger heisst die
neue Kantonsrätin der Alter-
nativen Fraktion des Kan-
tons Zug. Sie ist  36-jährig
und von Beruf Erwachsenen-
bildnerin und Lehrerin für
Handwerkliches Gestalten.
Zu ihrer neuen Aufgabe
meint sie:

«Bei den letzten Kantons-
ratswahlen liess ich auf die
Wahlpostkarte drucken, dass
ich gut gerüstet bin für 
Unvorhergesehenes. Da
Yvonne Furler vorzeitig ihr
Amt als Kantonsrätin nieder-
gelegt hat und ich ihren
Platz einnehme, kann ich
nun unter Beweis stellen,
dass ich dieser Aussage ge-
recht werde.

Ich habe soeben meine Aus-
bildung zur Erwachsenen-
bildnerin abgeschlossen und
somit wieder mehr freie Zeit
zur Verfügung, welche ich
nun gerne in Dienst der Ge-
sellschaft stelle.

In der Alternativen Fraktion
sowie an den Kantonsratssit-
zungen wurde ich wohlwol-
lend empfangen. Die Einar-
beitungszeit wird kurz sein,
denn die Wahlen stehen
schon an.». ■
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Alles neu macht der März:
Das BULLETIN verteilt ab so-
fort in unregelmässigen Ab-
ständen Auszeichnungen für
besondere publizistische Lei-
stungen:

Den 1. Preis in der Kategorie
«Kurz und bündig» erhält
NZZ-Leserbriefschreiber Lau-
renz Hüsler aus Egg:

«Barfuss»: «Ach, das arme
barfüssige Buebli auf dem
SVP-Plakat gegen die UNO
tut mir schaurig leid: Da hat
es einen Sack voller Millio-
nen in der Hand und kommt
vor lauter Angst nicht auf die
Idee, sich Schuhe zu kaufen.
Hoffentlich holt es sich kei-
nen Schnupfen.»

Der 1. Preis in der Kategorie
«Interview» geht an Werner
Vontobel von CASH. Seit
kurzem bringt Vontobel mit
seinen fiktiven Interviews
nicht nur das Upper Manage-
ment einmal pro Woche zum
Brüllen, sondern auch Nor-
malsterbliche.

CASH heimst noch einen
Preis ein – für den besten Co-
mic Strip. IGOR, die philoso-
phische Ratte, bringts einmal
pro Woche auf den G-Punkt.
(Jede Woche aktuell auch auf
www.sga-zug.ch/Igor, mit
Archiv zurück bis 1998)

Der 1. Preis für die beste Kari-
katuristentruppe gehört un-
angefochten dem Tages An-
zeiger: mit Nico, der wie ein
guter Wein immer besser
und besser wird, mit Järmann
und Schaads täglichem EVA-
Strip, mit Schaads genialen
Einzel-Cartoons und im
Züri-Tipp mit Mike van Au-
denhoves «Zürich by Mike»
und Peter Hürzelers «Emil».

Schliesslich bleibt noch der 1.
Preis für besonders gelunge-
ne politische Inserate. Die
www.ggr.ch – Inserate der
SGA/Parteilosen-Fraktion
müssen leider ausser Kon-
kurrenz laufen – Beschäftig-
ten des Unternehmens ist die
Teilnahme am Wettbewerb
verboten. So kommt die SVP
zum Handkuss. Mit ihren in-
telligenten und der Wahrheit
verpflichteten Steuer-Testi-
monials sorgt sie dafür, dass
wir am Schluss gar keine
Steuern mehr bezahlen müs-
sen, sondern noch etwas her-
ausbekommen.

Nur Bronze gibts hingegen
für SVP-Nationalrat Marcel
Scherer: Im NZZ-Rating des
Bundesparlamentes schafft
er es auf der nach rechts offe-
nen Richterskala trotz
Traumnote 9.7 nur auf den 3.
Platz. Noch rechter sind Ul-
rich Schlüer und Bruno Zup-
piger, ebenfalls SVP.

Da kann FDP-Nationalrat Ha-
jo Leutenegger nicht mithal-
ten. Mit 7.4 reichts zwar in-
nerhalb der FDP locker in das
rechteste Viertel, aber bei der
SVP gehört er damit schon
fast zum linken Flügel. Ein
Parteiwechsel drängt sich al-
so auf, Herr Leutenegger. Die
FDP etwas weniger rechts,
die SVP ein bisschen mehr
links.

Null ist bei diesem Rating
übrigens nicht der Null-
punkt, sondern die politische
Mitte. Der politische Null-
punkt liegt bei 10.

Für die Stadtzuger SP liegt
der politische Nullpunkt zur-
zeit im Bruibachtobel. «Mut
zum Aufbruch» verordnete
da die extra aus Bundesbern

eingeflogene Konsumenten-
schützerin Sommaruga den
zwei Dutzend GenossInnen
im Burgbachkeller.

Murmelte eine Dissidente:
Besser wäre «Mut zum Ab-
bruch» des politischen Blind-
fluges von Müller & Müller.

Abgebrochen haben die ba-
den-württembergischen Grü-
nen ihren Parteitag – wegen
einer Computerpanne. Der
böse Computer berechnete
aufgrund eines Rundungs-
fehlers die Delegiertenzahl
falsch. Können wir Zuger
Grüne nur träumen, von so-
viel Delegierten.

Träumen tut auch der Verle-
ger der «Zuger Presse» – von
einem richtigen Chefredak-
tor. Oder Chefredaktorin.
«Ihr Profil: hohe Belastbar-
keit». Nutzlast nicht unter
120 dB.

Immer belastbarer werden
dafür die Frauen. Stolz ver-
meldet das Militärdeparte-
ment einen neuen Rekord bei
der Anzahl Rekrutinnen. Un-
ter den 12160 Rekruten tum-
meln sich nun schon 84
Frauen. Ohne Rundungsfeh-
ler.

Der liebe Gott bestellt Putin,
Bush und Schröder zu sich in

den Himmel. «Ich habe eine
wichtige Mitteilung für Euch:
Jetzt reichts mir endgültig
mit eurem Treiben da unten -
in einer Woche wird die Welt
untergehen!»

Putin kommt deprimiert
zurück in den Kreml: «Boris,
ich bringe zwei schlechte
Nachrichten mit: Gott gibt es
doch und in einer Woche lässt
er die Welt untergehen.»

Zur gleichen Zeit telefoniert
im Weissen Haus ein zutiefst
verunsicherter Bush Jr. mit
Bush Sr.: «Daddy, ich habe
ein gute und eine schlechte
Nachricht. Zuerst die Gute:
Gott existiert! Aber in einer
Woche lässt er die Welt un-
tergehen – was soll ich bloss
tun?»

In Berlin stolpert am näch-
sten morgen ein verkaterter
Schröder in die Kabinettssit-
zung. «Sorry Jungs, aber ich
habe die ganze Nacht gefeiert
– es gibt nämlich zwei wirk-
lich gute Nachrichten: Er-
stens gehört Deutschland
wieder zu den drei Grossen.
Und zweitens wird die SPD
für alle Zeiten an der Macht
bleiben.»

Noch nicht an der Macht ist
die zurückgetretene Kantons-
rätin der Alternativen Frakti-
on, Yvonne Furler. Kann aber
nicht mehr lange dauern, wie
folgender Brief zeigt. ■
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Veranstaltungskalender

FR, 26. April:
SGA-Jahresversammlung
ZALT-Cafeteria (gegenüber
EPA) in Zug. 18.30 GV, ab
19.00 Nomination Stadtrats-
kandidatin, Gastreferentin:
Monika Stocker, grüne
Stadträtin aus Zürich. Ab
20.00 Apéro mit griechisch-
türkischem Imbiss

MI, 22. Mai: GV des Vereins
Integrationsnetz Zug
20.00, Rest. Bären, Zug. 

DO, 04. April:
SGA-Monatsbar
Ab 18.30, ZALT-Cafeteria,

Zug (vis-à-vis EPA), mit
z’Nacht.

SA, 13. April:
Baarer Velo-Börse 2002
8.00-15.00, Schulhausplatz
Marktgasse, Baar. VelOase,
Erwin Bestgen 041 760 52 25

DO, 18. April: Podium zur
Fristenregelung
20.00, Casino Zug. Frauen-
organisationen des Kantons
Zug.

DI, 30. April: Queens of
Spleens, MusiComedy
20.00, Burgbachkeller-Thea-
ter, Zug. OFRA, Zug.

DO, 2. Mai: 
SGA-Monatsbar
Ab 18.30, ZALT-Cafeteria,
Zug (vis-à-vis EPA), mit
z’Nacht.

DO, 6. Juni:
SGA-Monatsbar
Ab 18.30, ZALT-Cafeteria,
Zug (vis-à-vis EPA), mit
z’Nacht.

DO, 13. Juni: Nominations-
versammlung Forum
Oberägeri
20.00, Rest. Gulm, Ober-
ägeri.

Herausgeberverein
«DAS BULLETIN»: 
Erfolgreiches erstes Jahr

An der Generalversamm-
lung vom 15. März 2002
konnte der Präsident des
2001 gegründeten Heraus-
gebervereins, Bruno Bollin-
ger, dank der steigenden 
Anzahl von Abonnentinnen
und Abonnenten auf ein 
erfolgreiches 2001 zurück-
blicken.

Obwohl wegen buchhalteri-
scher Umstellung im Rech-
nungsjahr fünf, statt den üb-
lichen vier Bulletins bezahlt
und abgerechnet wurden,
präsentierte Kassiererin Da-
na Zumr eine ausgeglichene
Rechnung. Hier gilt der
Dank den Leserinnen und
Lesern des BULLETINS, die
mit ihren Abo-Zahlungen
die Finanzierung des BUL-
LETINS sichern. Der Vor-
stand wurde in globo für ein
weiteres Jahr wiedergewählt.

Nach der GV sorgten mit der
«Oldie»-Disco die beiden
DJ’s Toni und Urs für Stim-
mung und einen vollen
Saal. ■

(Auf dem Bild oben zu sehen:
der Vorstand des Herausgeber-
vereins «DAS BULLETIN».
Von links: Dana Zumr, Arlene
Wyttenbach, Walter Richner,
Andreas Kuhn, Marianne 
Aepli, Bruno Bollinger, Agat-
ha Rütschi-Blattmann, Toni
Kleimann.)

IG Velo Zug: Velofahrkurse
für Kinder und Jugendliche

Kurs A : Übungen im Ver-
kehrsgarten. Für Kinder ab
6 Jahren in Begleitung einer
erwachsenen Person.

Sa, 27. April, 14.00-17.00
Sa, 25. Mai, 14.00-17.00

Kurs B: Üben im Verkehrs-
garten und auf Quartier-
strassen. Für Kinder ab
Schuleintritt in Begleitung
einer erwachsenen Person.

Sa,27. April, 8.30-11.30
Sa, 27. April, 14.00-17.00
Sa, 25. Mai, 8.30-11.30
Sa, 25. Mai, 14.00-17.00

Kurs C: Übungen und Ver-
haltensregeln für den Stadt-
verkehr. Für Jugendliche ab
12 Jahren und Erwachsene.

Sa, 27. April, 8.30-11.30
Sa, 25. Mai, 8.30-11.30

Infos und Anmeldungen:
Chantal Pauli, Hofstr. 43,
6300 Zug, Tel. 041 710 12 07,
chantal.pauli@bluewin.ch
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